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Beklagte und Revisionsbeklagtei

Der 12„ Senat des Bundéseozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 31„ Oktober 1968 in Berlin hin durch

Senatspräsident R e a c k
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter S c h m i d t h a 1 s
1

und

Bundesriohterin
_

G e y s e ?,

Bundesstialrichter M o g k und

Eundessozialrichter V i e h w e g e ?

beschlossen:

Dem Großen Senat werden gemäß @ 43 des Sozialgerichtegesetzes

folgende Rechtsfragen zur Entscheidung vorgelegt:
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Ist es dafür, ob ein Versicherter berufsunfähig

im Sinne des 5 1246 Abs„ 2 der Reichsversicherungs—

ordnung ist‚'erheblich‚ ob Arbeitsplätze (Arbeits—
gelegenheiten), auf denen tätig zu sein ihm zuzu—
muten_ist und die er mit seiner

1nä verbliebenen

Leistungsfähigkeit noch ausfüllen kann, seien

sie froifoder besetzt, vorhanden sind?

Im Falle der Eejahung der Frage zu 1):

Ist es erheblich, in welcher Zahl solche Arbeitsgew

legenheiten vorhanden sind?

Im Falle der Eejahung der Frage zu 2):

Darf der Versicherte auf solche ■rbeitsgelegenheiten

nur dann verwiesen werden, wenn sie in (zumindest)

nennenswerter oder mehr als nur bedeutungsloser oder

nicht ganz unerheblicher oder ausreichender oder ge—

nügender oder praktisch ins Gewicht fällender Zahl

vorhanden sind?

Im Falle der Bejahung der Frage zu 3);

Nach welchen Grundsätzen oder Maßstäben ist die er—

forderliche Zahl näher zu bestimmen?

Im Falle der Bejahung der Fragen zu 1), 2) und 3)=_

Müssen die ßrbeitsgelegenheiten am Wohnort des Ver—

sicherten bzw„ in dessen näherer täglich zu erreichen—

der Umgebung vorhanden sein?

Ist es zulässig, die Ermittlüngen über das Vorhandensein

von Arbeitsgelegenheiten auf Anfragen an die Arbeits—

-„„Merwaltung zu beschränken?

..}-
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Zu entscheiden ist, ob die Klägerin berufsunfähig im Sinne

des @1246 £bs„ 2 der Heichsversicherungsordnung (RVG) ist;
insbesondere geht es um die Frage, ob @ 12H6 Abs„ 2 EVO
voraussetzt, daß es für die Tätigkeiten, zu denen die Renten—

bewerberin noch fähig ist, geeignete Arbeitsplätze (hrbeits—

gelegenheiten) — hier: Teilzeitarbeitsplätze — an ihrem

Hohnort oder in dessen näherer, täglich zu erreichender

Umgebung gibt,

Die im Jahre 1914 geborene Klägerin bezog vom 1„ September

1957 an Rente wegen Erwerbsmnfähi■keit (EU)„ Durch Bescheid

vom 140 Oktober 1960 entzog die Beklagte die Rente vom

1„ Dezember 1960 an, Das Sozialgericht (SG) hat den ?esoheid
der Eeklagten aufgehoben und diese verurteilt, die Rente

weiterzugewähren (Urteil vom 130 März 1963)„ Das Landes—

sozialgericht (LSG) hat das Urteil des SG aufgehoben und
die Klage abgewiesen; es hat die ReVision zugelassen:

Nach den Feststellungen des LSG ist in den gesundheitlichen

.Verhältnissen der Klägerin, die zur Rentengewährung ge—

führt hatten, eine Änderung im Sinne einer Besserung einge—

treten, weil das damals festgestellte Leiden _ eine Tuben—

Tbc — im Zeitpunkt der Hentenentziehung abgehéilt gewesen

seis Seit der Zeit der Rentenentziehung kann die Klägerin

Arbeiten, die vorwiegend im Sitzen und in geschlossenen

heizbaren Räumen auszuführen sind, bis zu 6 Stunden täglich
verr10htenn Sie sei — so hat das ISO angenommen — nicht

mehr berufsunfähig i„S„ des 5 l246 Ab5= 2 EVO: Da sie
keinen bestimmten Beruf erlernt habe und als Hausgehilfin

„ll-
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_ 4.„

versicherungspflichtig beschäftigt gewesen sei, müsse sie

sich auf die Verrichtung einfacher Tätigkeiten in anderen

? eitsbereichen, namentlich auf Arbeitsplätze in in?

dustriellen oder gewerblichen Betrieben, verweisen lassen,

Wenn sie auch nur noch bis zu 6 Stunden täglich arbeiten

könne, so sei die Teilzeitarbeit der Frauen doch so vere

breitet, daß das Vorhandensein einer-dem freien NettbeWerb

zugänglichen ■rbe1t5felder auch hinsichtlich dieser_zeitlich

begrenzten Tätigkeiten zu bejahen sei„ Als Löterin, Packerin,

Sortiererin, Nicklerin, Stan2erin usw, verblieben ihr ge—
_eignete Arbeitsplätze in nennenswerter Zahlo Auf solchen

Arbeitsplätzen könne die Klägerin in 4— bis 6—stündiger

Arbeitszeit mindestens den halben Lohn einer ganztägig be—

schäftigten Arbeiterin verdienen, Ob die entsprechenden Ärbeits—

plätze in ihrem dörflichen Wohnbereich oder in den-von

ihr erreichbaren größeren Orten in hinreichender Anzahl vor—

handen seien, sei nicht entscheidend° Ihr müsse ggf„ auch ein

Hohnsitzwechsel an einen Ort mit entsprechenden Arbeitsge«

genheiten zugemutet werden, Die Klägerin sei Weder Wegeni._
.l

(Ü

ihrer Gebrechen oder infolge Krankheit außerstande, an einen

anderen Ort zu ziehen, noch sei ihr ein Wohnsitzwechsel des—

wegen nicht zuzumuten, weil sie verheiratet sei: Nach Inkraft—

treten des Gleichberechtignngsgesatzes vom 18, Juni 1957 hätten

nunmehr beide Ehegatten gemeinsam den Wohnsitz zu bestimmen,

Die auffassung, daß das Verlangen nach einem Wohnsitzwechsel

bei Fhefrauen gegen den durch Art, 6-Abs, 1 des Grundgesetzes

(GG) garantierten Grundsatz der Unantastbarkeit von Ehe und
Eamilie verstoßen könnte, sei abzulehnen„ Mit derartigen Er—

wägungen werde der Rahmen der in @ 12H6 abs, 2 EVO genannten
Rnsnrnchsvoraussetzungen unzulässig erweitert, Ebenso nie die

Überlegung, ob ein Wohnsitzwechsel für einen Versicherten wirt—

schaftlich angebracht sei, nicht in die Prüfung des Tatbestandes

der Berufsunfähigkeit (BU) gehöre, sei auch für die Prüfung der
Frage kein Raum, ob ein Wohnsit2wechsel aus familiären Gründen

unzumutbar sein könnte, Diese familiären Umstände gehörten Viel—
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_5_.

mehr ebenfalls zur Lebensplanung des einzelnen, der von sich

aus entscheiden müsse, ob er in seinem bisherigen Wohnsitz

verbleiben und ggf„ mangels geeigneter Arbeitsgelegenheiten

arbeitslos sein wolle oder aber einen Umzug an einen Ort mit

günstigeren Arbeitsbedingungen vorziehe„

Hit der Revision rügt die Klägerin Verletzung der @@iO}, 328

des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) und unrichtige Anwendung Öes
@ i2ä6 Abs„ 2 avo„ Sie meint, das LSG hätte auf Grund seiner
Pflicht zu vollständiger Sachaufklärung durch Vernehmung ihres

Phemannes und durch Auskünfte seines Arbeitgebers feststellen_

müssen‚ daß ihr Ehemann seit der Eheschließung im Jahre 1959

der Ernährer der Familie sei, nur an seiner gegenwärtigen

seit 10 Jahren beibehaltenen Arbeitsstelle trotz erheblicher

körperlicher Behinderungen noch monatlich 668,96 DM netto

verdienen könne-und nicht bereit sei, den derzeitigen Famil.i.en—

wohnsitz auf dem Lande aufzugeben oder ihr — der Klägerin —

zu gestatten, werktags in einer größeren Stadt mit für sie ge—

eigneten Arbei tsmöglichkeiten zu wohnen„ In sachlich—rechtlicher

Hinsicht ist die Klägerin der iuffassung, von einer verheireteten

Versicherten, die Rente wegen BU begehre, könne ein Wohnsitz"

wechsel dann nicht verlangt werden, wenn nach den gesamten

Umständen auf Grund der 55 155} und 1356 Abs: 1 Satz 2 des

Pürgerlichen Gesetzbu0hes (BGB), die durch Ar“„ 6 des GG Wie
fassungsschutz genossen, nicht die Ehefrau sondern der Fhemann

den Wohnsitz der Familie zu
bestimmen haben-Das aber sei auch-

nach Inkrafttreten des Gleichberechtigungsgrundsa tzes weiterhin

der Regelfall, weil die Verpflichtung zurehelichen Lehen5—

gemoinschaft (@ 1353 BGB) grundsätzlich dazu führe, daß die
Ehegatten ihren gemeinsamen Wohnsitz-dort nehmen müßten, wo

der Ehegatte, der die Familie im wesentlichen unterhalte, seinen

Peru? ausübe° Eine versicherte Ehefrau könne deshalb den Wohn—'

sitz nur dann wechseln, wenn sie die alleinige oder u*e■U1eccnde

Ernährerin der Familie sei oder der Ehemann freiwillig zu °E?mwßa
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Soweit sie hiernach nicht berechtigt sei, den Familienwohn—

sitz zu bestimmen, sei sie auf Tätigkeiten an einem anderen

Ort, die einen Hohnsitzwechsel erforderten, nicht Verweis—

_r und ihre Berufsunfähigkeit zu bejahen, falls deren

"D

a

or-ussetzungen im übrigen erfüllt seien„

Klägerin beantragt sinngemäß, das Urteil des lSG Nieder—

m l#‚ Oktober 196% auf2uheben und die Berufung der

Beklagten gegen das Urteil des SG Hildesheim vom 13‚ März

II

Die von der Revision geltend gemachten Verfahrensrügen greifen

'.ach Auffassung des Senats nicht durch, weil es nach der vom

lSG Vertretenen sachlich—rechtlichen Auffassung auf die von der

Klägerin vermißten tatsächlichen Feststellungen nicht ankam

(BSG in SozR Nr„ 7 und Nr„ #0 zu % 103 SSG)„

III

Nach @1286 Äbsn 1'SatZ'l EVOwird die Rente entzogen, wenn der
Fmpfänger einer Rente wegen BU oder wegen EU infolge einer

Änderung in seinen Verhältnissen nicht mehr berufsunfähig ist—

Von diesen gesetzlichen Voraussetzungen ist umstritten nur,

ob die Klägerin infolge der vom LSG festgestellten änderung

in ihren gesundheitlichen Verhältnissen nicht mehr herufsunfhhiß

istp Gemäß5 1246 Abs‚ 2 nvo ist berufsunfähig ein Versicherter,
dessén_Erwerbsfähigkeit infolge von Krankheit oder anderen Ge—

.hrechen oder Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte

auf weniger als die Hälfte derjenigen eines körperlich und geistig

_"(_
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gesunden Versicherten mit ähnlicher Ausbildung und gleich—

wertigen Kenntnissen und Fähi■keiten herabgesunken ist„ Der
Kreis der Tätigkeiten, nach denen die Erwerbsfähigkeit eines

Versicherten zu beurteilen ist, umfaßt alle Tätigkeiten, di.e

seinen Kräften und Fähigkeiten entsprechen und ihm unter

Berücksichtigung der Dauer und des Umfangs seiner iusbildnng

MO seines bisherigen Berufe und der besonderen infordernngen

seiner bisherigen Berufstätigkeit zugemutet werden können,

Nach den von der ReV:Ision nicht ang'egriffenen und deshalb

für des ?owucionsgericnt hindenden Feststellung‘en des LSG

(SD163 SSG) kann die Klägerin trotz der bei ihr n0ch he—

s e11den Gesundheitsstorunger täglich bis zu 6 Stunden vor—

wiege nd im Sitzen und in geschlossenen heizharen Räumen a13eiter

Da sie keinen bestimmten Beruf erlernt hat und als ungelernte

Hausgehilfin versicherungspflichtig beschäftigt gewesen ist,

sind ihr « wie das LSG zutreffend angenommen hat — alle ein—

fachen Tätigkeiten des allgemeinen Arteitsfeldes‘zuzumnten,

so daß sie auf die Tätigkeiten als Löterin, Packerin, Sor—

tiererin, Wick].erin und andere T'at:Ig kei.ten ähnlicher Art

Verui esen werden und auf solchen Arbeitspläten in 4— bis 6—stün—

diger täglicher Arbeitszeit mindestens den halben Lohn einer

vergleichbaren und gesunden, ganztä8ig beschäftigten üroei.t eri r.n

Verdienen kann° Jedoch fragt es sich, ob es für den in @ I2M6

Abs, 2 EVO verwendeten Begriff "berufsunfähig" erheblich ist,
ob derartige dem eingeschränkten Leistungsvermögen der Klägerin

entsprechende Arbeitsgelegenheiten (Teilzeitarbeitsnlät/e'

auf dem allgemeinen Arbeitsfeld vorhanden sind, in welcher

Zahl sie bestehen, ob ein Versicherter auf solche Erbeitsw

gelg ;enheiten nur dann verwiesen Werden darf, wenn sie in

zumindest nennenswerter oder mehr als nur oedeutungsloser

oder nicht ganz unerheblicher oder ausreichender oder ge—

nügender oder praktisch ins Gewicht fallender Zahl vorhanden

sind, ob die Arbeitsgelegenheiten am Hohnort des Versicherten

oder in dessen näherer, täglich zu erreichender Umgebung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

vorhanden sein müssen, und schließlich, nach welchen Grund—

eatzen oder Maßstäben die erforderliche Zahl der Arbeitsgelegen—

heiten zu bestimmen ist und ob es hierfür zulässig ist, die

E1mitt lungen auf Anfragen an die ‚Erbeitsverwaltung zu beschränken„

In Rechtsprechung und Schrifttum wird hierzu keine einheitliche

Rechts aufl‘assunr" vertretenu Selbst die Rechtsprechung_des Bundes—

sozialgerichts (BSG) zu diesen Rechtsfragen ist nicht überein—
stimmend„ wegen der vom BSG, von den Instanzgerichten und im

Schrifttum ve_t1etenen u.nterschiedli.chen HeChtsau1fassungen

wird auf die dem Beschluß beigefügte "Zusammenstellung von
Mcts91echunf und Schrifttum" verwiesen°

IV

Im i2« Senat des BSG gehen die Auffassungen der Berufsrichter

darüber‚ wie diese Rechtsfragen zu beantworten sind, gleich—

falls teilweise auseinander= Übereinstimmung besteht aller—

dings in dem Ergebnis, daß an der Rechtsa.uffassung nicht mehr

festgehalten werden sollte, die in dem der Rechtspre0hung des

1„ 41 und 5„ Senats (ass 5, 84; 8, 31; BSG Urt„ vom a5„1„1961

_ 1 si 16f59_ -5. 16,18- 1386 SozR Nr„ 5 zu @ 1217 eve;
ESG 18 36) insoweit folgenden, in erster Linie zu 5 124( RVG

erga n°‘énen Urteil des 12 Senats vom 28 Mai 1969 — 12/ü RJ

142j61 — (ESG 193 147, 169) zum Ausdruck gelangt ist, bei der

Prüfung der Frage, ob BU LS= des © 1246 Abs„ 2 EVO vorliegt,
könne der Versicherte nur auf Tätigkeiten verwiesen werden, für

die es Arbeitsplätze in zumindest nennenswérter Zahl überhaupt

gecea

indung dessen, daß an dieser Rechtsauffassung nicht fest—Zur ■egr1

gehalten werden sollte, werden im 12;'Senat verschiedene Ansichten

vertretene
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Die eine Ansicht geht dahiné

Die bei der Prüfung der Frage, ob BU vorliegt, nach dem

Gesetz (@ 12ä6 Abs, 2 RVG) hedeutungsvolle "Tr“erosi„n-ileit"

eines Versicherten ist mehr als die bloße ß*beitsfähigkeit

im Sinne der Fähi.gkeit, körpe li_che oder gei tige .Hrbeiten

zu verrichten, Sie ist die Fähigkeit, durch ‚■r:3eii etwas

— d„h„ ein Gut von wirtschaftlichem wert. — zu erwe1ten. U

in diesem Sinne durch Arbeit etwas zu erwerben, ist aber

Voraussetzung, daß der Versicherte seine Freeltsiehigkeit

rgendwo anbringen, don. daß er eine entsprechende Arne its

ge1e ü2nheit finden kann„ Ein geeigneter ■roeitsn1at:ä —
besetzt oder frei — muß also Jedenfalls vorhanden sein,

Deshalb kann den Vertretern der sog: abstrakten Eetrachtungsv

Weise in ihrer Meinung nicht gefolgt werden, es komme über—

haupt nicht darauf an, ob für vermindert Erwerbsfähige

entsprechende (d h ihrem eingeschränkten Leistungsvermögen

angepaßte) .Hroeitsgelegenhe3ten (Teilzéitarb eltsolat„c, vor-

handen sind. Ein Versicherter, für den es trotz seiner

Arbeitsfähigkeit ■rbeitsplätze, die er ausfüllen kann,

üierhaupt nicht gibt, ist nicht nur berufsunfähig im Sinne

des @ 12ü6 Abs„ 2 RVG, sondern sogar ernerbsunfähig im Sinne

des @ '247 ßbs= 2 EVO Die sogenannte aostrakte Betrachtu.n:s«

weise kann auch nicht damit begründet werden, nach @ 12üo

Abs. 2 EVO komme es nur auf eine ursächliche Verknüpfung

zwischen Gesundheitsstörungen und der Fähigkeit zum Aus—
uf"

üben einer Erwerbstätigkeit an, nicht aber daraul, ob

(„
'—

;

Arbeitsplätze zur Verfügung ständen. GGWj.-3 ist es richtw:

daß Ursache (wesentliche, nicht alleinige Bedingung) der
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) Krankheit oder andere
Gebrechen oder Schwäche der körperlichen oder geistigen

K“äfte sein müssen; jedoch ist es eben die Erterbsfähigkeit,

die durch Krankheit oder dergl° gemindert sein muß, nicht

nur die Arbeitsfähigkeit und die Erwerbsfähigkeit des

_10_
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Versicherten ist (sogar bis zum Nullpunkt) gemindert, wenn

überhaupt kein für ihn geeigneter Arbeitsplatz — besetzt oder

frei — vorhanden ist,

Wenn es aber überhaupt ■rheitsgelegenheiten (Arbeitsplätze

und Teilzeitarbeitsplätze) gibt, die der Versicherte mit

einem eingeschränkten Leistungsvermögen noch auszufüllen

Fähie ist, so kann die Zahl dieser Arbeitsplätze nicht ent—

sein; denn in der Rechtsprechung besteht jedenfalls‚C
L

sch Mile-

darüber Eini.gkeit, daß es für die Rentenversicherung bei der

Prüfung, ob E.U ( EU) vorliegt, unerheblich ist, ob die

Arbeitsplätze, die vorhanden sind: frei oder besetzt Sind;
und daß es Sache der ärheitslosenversicherung ist, sich

derer anzunehmen, die an sich vorhandene A“beit5plätze

de sha l‘o nicht erhalten können, weil diese schon besetzt sind:

Wird dies aber anerkannt, so kann es keinen Unterschied machen,

daß der Grund dafür, daß die Arbeitsplätze schon oesetzt
sind, der ist, daß ihre Zahl so gering ist, Es muß deshalb

als unerheblich gelten, ob die Ärbeitsplätze, aus welchen

Qründen auch immer, besetzt sind, d„h„ auf die_2ahl der vor—
handenen Arbeitsplätze kann es nicht ankommen,

„oben der Jegrnnounr des wei.teren wird auf die nu_sführ_unggn
Etzlg_genommer _die der S_enat in_ seinen esch]ussen —_u,ai

zu_12 RJ 1?” 6M — vom_259_ Juli__1968 gemacht hat und. mit

denen er seine Vor_lagen_ an_ den Großen Senat uber die_ Au.s—

loud■ß_des Regr_i_ffs_' erwerbsunlah19 im Sinne des 5_1247

.3.bs„ 2 RVO hegrundet hat, Das dort zur EU_ unter TV_ Gesaäte
"& \ !!

lt i_m nesentl-cher auch für den Begriff' berufsunian1
„

Von den in der Eeschlußformel dem Großen Senat zur Ent—

scheidung, vor gelegten Rechtsfragen sollten hiernach die

Frage Zu 1) bejaht, die Frage zu 2) verneint werden,

Die Eeantwortung der Frag eh zu 3) und @) entfä.llt danrh
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Die„Fn.gen zu 5) und 6) sind nach der Ansicht des be—
sehließenden Senats zu verneinen„

VI.

Die andere im 129 Senat Vertretene Ansicht ist fOlgehdez

Die unter V dargelegte ■uffassung, in jedem Einzelfall 313

Feststellung zu verlangen, daß dem eingeschränkten

LeistunQSVermögen des Versicherten entsprechende Hrheits—

gelegenheiten ”überhaupt" vorhanden sind, wird nicht ge—
teilt„ Es macht keinen grundsätzlichen Untersdhied, ob

"erlangt wird, daß entsprechende Arbeitsgeleßenheiten in

(zumindest) nennenwerter oder mehr als nur hedeutungsloser

oder nicht ganz unerheblicher Zahl oder aber in ausreichender

oder genügender oder praktisch ins Gewicht fallender Zahl

vorhanden sind, oder ob verlangt wird, daß_solche Arbeits—

gelegenheiten "überhaupt” vorhanden sind„ Die in der Recht—

sprechung der Tatsachengerichte aufgetretenen SChHieriß—

keiten bei der Tatsachenermittlung werden nicht ausge—

räumt, wenn es darauf ankommen soll, ob dem eingeschränkten

Leistungsvermögen des Versicherten entsprechende ■rheits—

gelegenheiten ”überhaupt" vorhanden sind; denn besondere
Feststellungen über das vorhandensein von Arbeitsgelegen—

heiten wären-auch dann im Einzelfall erforderlich?

duch bei der EU ist wie bei der EU zwischen den Verhältnissen
in der Person des Versicherten und den Verhältnissen, die

außerhalb seiner Person liegen, zu unterscheidena

Zu den Verhältnissen in der Person des Versicherten ge—

hören nach 5 1246 Abs" 2 RV02
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a) die Feststellung der Einschränkung der

Erwerbsfähigkeit durch Krankheit‚ Gebrechen

oder Schwäche der körperlichen oder geistigen

Kräfte,

o) die Feststellung des Ausmaßes dieser Ein—
. '\
te

rg

:)‚!. GL"

leichteren

schränkung auf weniger als die Häl

h VeErwerbsfähi@keit eines heruflic

gesunden Versicherten;

c) die Feststellung derjenigen Tätigkeiten, die

dem Versicherten objektiv — nach seinen Kräften

und Fähigkeiten (@ 1246 .-“t_bs=2 Satz 2 1„ Halbe)
RVG) — und subjektiv — unter Berücksichtigung '

der Dauer und des Umfangs seiner Ausbildung

Änforderungen seiner bisherigen Berufstätigkeit

(5 12%6 Ahsa 2 Satz 2 2„ Halbs„ EVO) — zumutbar
sind„ _

ßußerhalh der Person des Versicherten liegen die Verhältnisse

des Rrbeitsmarktes‚ wie Arbeitsgelegenheiten durch Teilzeithe—

schäf+igung für Personen ohne oder mit Einschränkung der gesund—

heitlichen Leistungsfähigkeit sowie ohne oder mit besonderen Berufs—

kenntnissen, also die Verhältnisse von seiten der Arbeitgeber, In

dieser Hinsicht besagt @76 Abs„ 1 a des Gesetzes über Arbeits—
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) idF des Finanz—

änderungsgesetzes 1967, daß auch ein nicht beschäftigter geSund—

heitlich beschränkt einsatzfähiger Versicherter, der noch nicht

herufsunfähig ist, Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung

erhalten kann„ Die Voraussetzung für Leistungen aus der Rrheits—

losenversicherung, daß der Versicherte der Arbeitsvermittlung

sur Verfügung steht, wird durch eine eingeschränkte gesundheit—

liche Leistungsfähigkeit nicht ausgeschlossen„ Dies bedeutet um—

gekehrt, daß bei einem Versicherten5; dessen Erwerbsfähißkeit
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noch nicht auf weniger als die Hälfte derjenigen eines ver—

gleichbaren gesunden Versicherten herabgeSunken ist, EU

nicht mit der Eegründung bejeht werden kann, Arbeitsplätze

für eine entsprechende Teilzeitbeschäftigung seien nicht vorm

handen; denn diese Personen sind in 5 76 Abs, 1 & AVHVG der

erbeitslosenversicherung zugeordnete Diese vom Gesetz ge—

troffene Regelung spricht dafür, daß das Vorhandensein von

Arbeitsplätzen, die dem eingeschränkten Leistungsvermöäen ÖOS

Versicherten entsprechen, nicht ein selbständiges gesetzliches

ßnspruchsmerkmal für die Rente wegen EU ist,

Die Frage, ob in den Begriff "Freerbsfähigkeit" in @ 12Ü6

Abs, 2 RVO das Erfordernis des Vorhendenseins von festzu-

Nah

beim begriff "Erwerbsunfähigkeit" in 5 1247 Rbsn 2 RVO=

F
__

.l

u,ä„ — hineingelegt werden kann, ist die gleiche wie

Anders als bei der FU, bei der kein Beruf zu berücksichtigen ist,

und bei der EU ungelernter, beruflich frei Verweisbarer Ver—

sicherter kann bei beruflich differenzierter Verweisung nach 5 12%

Äbs, 2 Satz 2 EVO nicht von einer Wirklichkeit ausgeganäen ■@?ü@

in der bestimmte berufliche Fähigkeiten bei eingeschränkter $G-
sundheitlioher Leistungsfähigkeit stets in einer entsprechenden

Berufstätigkeit gegen Entgelt Ver■ertet werden können, Die Ver—

E-feisunfr bei gesundheitlich eingeschränkter Leistungsfähiäkeit

.'3
'

auf bestimmte beruflich zumubare Tätigkeiten muß mit den dafür

Gegebenen Verwertungsmöglichkeiten im Erwerbsleben abgestimmt

werden, Es muß eine Übereinstimmung zwischen der Verweisung auf

bestimmte berufliche Tätigkeiten bei gesundheitlich eingeschränkte

Leistungsvermögen und der Möglichkeit, mit der verbliebenen

Leistungsfähigkeit durch solche Tägigkeiten ein Entgelt zu er—

zielen, bestehena Dies dürfte aber schon zu der Oben unter 0)

angeführten, für das Vorliegen von EU notwendigen Feststellung

gehören, Die Prüfung, welche beruflichdlbeistungen der Ver"

sicherte bei seiner eingeschränkten gesundheitlichen Leistungs—

fähigkeit noch erbringen kann, umfaßt bereits im Zusammenhang

mit der Prüfung der Verweisberkeit auch die Frage, ob die dem Ver—
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sicherten gesundheitlich noch möglichen beruflichen Leistungen

ihm im Freerbsleben auch die Ausübung einer nach @ 12Ä6 Abs, 2

Sets 2 EVO zuzumutenden Tätigkeit gegen Entgelt an sich er—

möglichen, Beau sind Feststellungen nötig Z„B, durch Sachver—

ständige, die sowohl die beruflichen Anforderungen als auch

die allgemeinen Verhältnisse im ErwerbSleben in diesem
speziellen Beruf kennen, oder die Feststellungen können auch

.auf Grund von Frfahrungssätzen oder gerichtskundigen Tatsachen
lgetroffen werden, Nachforschungen über das Vorhandensein von

Arbeitsplätzen sind aber nicht erforderlich; Die Tatsache,

daß berufliche Fähigkeiten nur in einer von einem Arbeit—
oder Auftraggeber zu bezahlenden Tätigkeit oder in freier

Rmrufstätigkeit durch Angebot der Leistung an mögliche

Abnehmer gegen Entgelt verwertet werden können, ist nicht

gleichbedeutend mit der Feststellung bestimmt gestaltetefa

näher zu beschreibender Arbeitsplätze in mehr oder weniger

großer Zahl‘,

Die Frage der konkreten oder abstrakten Auffassung vom

Begriffder„ierufsunfähigkeit stellt sich nach Abschluß

der Ermittlungen zu oben 0}, wenn festgestellt ist, welche
beruflichen Tätigkeiten dem VerSicherten noch zumutbar sind„

Dann kommt es darauf an, ob das Gesetz davon ausgeht, daß

in der wirklichkeit.des allgemeinen Frwerbslebens stets die

Verwertung jedweder beruflich‘gualifizierten Tätigkeit in

einem geringeren Ausmaß als bei einem gesunden Versicherten
dieser Berufe_möglich ist, Diö£ist aus den gleichen Gründen,

Wie zu @ 1247 EVO ausgeführt, zu bejahen, Eereits die Prüfung

zu oben 03 ergibt, ob die Einzeltätiskeiten,.die der Ver—

sicherte noch verrichten kann, zur Ausübung einer ihm berufe

lich zumutbaren qualifizierten Berufstätigkeit ausreichen,

Dadurch wird schon verhindert, daß dem Versicherten im Er—

werbsleben nicht ausführbare Berufstätigkeiten Zugemutet
werden,

.-.'15-
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Gegen die Forderung, daß bei der Fntscheidung über das Vor—

liegen von EU im Sinne des 5 1246 ■bs„ 2 EVO das Nichtvoru

handensein oder das Vorhandensein von hrbeitsplätxen fest—

gestellt werden müsse; Spricht auch, daß die abgestuften Ver—

sicherungsfälle der EU und EU sich — abgesehen von der Es—

rücksichtigung des Berufe bei der EU — wesentlich dureh das

husmaß der gesundheitlichen Einschränkung der FrHerhsfähißteit

unterscheiden° Wenn für die "Frwerbsfähigkeit" auf das Vorm
handensein oder Nichtvorhandensein von ärbeitsnlätze■ ahge—

stellt wird, wird aber im Frgebnis nicht mehr die g e s u n d—

h e i t l i 0 h e F i n s c h r ä n k u n g der Leistungs»

fähigkeit des Versicherten, sondern die Arbeitsmarktlage ZU
der wesentlichen Grundlage der Rente wegen EU und wegen FU
gemacht„ Der im Gesetz ausdrücklich bestimmte Unterschied

zwischen EU und EU, der u„a„ im ■usmaß der gesundheitlichen

Finschränkung der Erwerbsfähigkeit liegt, würde beseitigt;

Henn Umstände außerhalb der Person des Versicherten, wie

die Arbeitsmarktlage, gesetzliches Merkmal des Rentenansnrnchs

' wegen BU wären, müßte folgerichtig auch bei der Bentenent«

siehung eine Änderung in diesen Verhältnissen rechtserhehlich

sein, d„h„ sie müßten unter das Merkmal des @ 1286 RVG

"Änderung in seinen Verhältnissen" subsumiert werden= Dies
würde bedeuten, daß die Versicherungsträger laufend prüfen

müßten‚ ob Teilzeitarbeitsgelegenheiten für gesundheitlich

in ihrer Frwerbsfähigkeit eingeschränkte Versicherte vor—

handen oder nicht mehr vorhanden sind° Für das Verfahren

der Versicherungsträger nach der EVO fehlen aber die Vor—

aussetzungen über eine 1 a u f e n d e allgemeine Näch—

forschung nach Arbeitsgelegenheiten und für eine laufende

Überwachung der vorstehend aufgeheigten Rentner„ Äuoh dies

spricht dafür, daß Umstände außerhalb der Person des Ver-

sicherten — die Arbéitsmarktlage — nicht in die Voraus—
setzungen der Rente wegen BU einbezogen sind“
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Demnach ist schon die in der Eeschlußformel zu 1) gestellte

R chtsfrage zu verneinen, so daß sich eine antwort auf die

Rechtsfragen zu 2) bis 6) erübrigt„

VI

Die in ner Beschlußformel aufgeführten Rechtsfragen haben

liche Bedeutung„ Die Sicherung einer einheitlichen

H chtsprechung erfordert die Entscheidung dieser Rechtsfragen
durch den Großen Senat„ Der Senat hat deshalb beschlossen, die

Rechtsfragen dem Großen Senat gemäß @ M3 SSG zur Fntscheidü“ä

vorzulegen„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


13

1n1age zum Beschluß vom 31. Oktober 1968 » 12 HJ 82/65 —

Zusammenstellung von Rechtsprechung und Schrifttum

nie in der Rechtsprechung des BSG zu den vorgelegten Rechts—

fragen vertretenen Auffassungen ergeben sich aus den fo1. ren»

Een Entscheidungen des 1„‚ 31, 11„5„,11° und 12, Senats, die

hier in ihrer zeitlichen Reihenfolge aufgeführt werden,

Senat, Urteil vom 28. März 195? — 5 RKn 5/56 —
LSG 5, BH — Mitt„Huhrkno 1957, 90):

;_,1_1e f01„c]Sun” auf die im Steinkoh1enbergbau der Ruhr rela—
1” nur se1ten Jorkommende Tätigkeit des Brückenaufsehers
er

„„. nur moi1icn__yenn dem versicherten e;1n entsprechender
it„.p o1atz_ zur_ verfugung steht.

_nar sn11e1t bei der verweisu.ngsmöglicnkeit nach @ j5 EKG aF
n1e1"rage, ob es entsprechende Arbeitsplätze gibt, regelmä.ßig
kez1ne 301.1e, da das Risiko, einen entsprechenden ärbeitsplatz

zu finden, grundsätzlich nicht von der Rentenversicherung,
sondern ggf„ von der Arbeitslosenversicherung zu tragen ist°
Wenn aber die Zah1 ger_ Arbe1tsp}atge einer bestimmten Tätig—
keit, ‘naahangig von der jeweili{gen Arbeitsmarktlage aus
betrieblichen Gründen stets so gerinp‘ ist, daß s:i.e Driitlscn
-110ht ins Ge310ht fa].1en, haben sie a.u.ßer Betracnt zu bleiben„

5. Senat, Urteil vom 13. Mai 1958 - 5 HJ 200/55 „(Breitn. 1958, 1041):

invalidität bzw. EU ist bei einem 1925 geborenen ehem._Bau-
hilfsarbeiter nicht gegeben, der wegen Oberschenkelverlustes

zaar eine Versorgungsrente von 80 V„H‚ bezieht, jedoch in
CGP Nähe seines hohnsit?es, _ggf_ unter dessen_ Uec_hsel_ng__

—ern1erunp seines ] genneim5,_ 83178rbelten _1n Industriebe‘tri_e-

‘Jen 139992 ka_nn‚

... Bei der Beurteilu.ng der Erwerbsfähigkeit eines Versiober»

ten ist nicnt nie Konkretg_Mog1iehne1t e:i.ner Pescnaft1punp
atssepja_iepepo. Voraussetzung für die Verwe13ung ist viel—
menr a11ein, daß ein dem Wettbewerp_ zvganp11ches allremennes
ruelts101d oesteht

„.c
“Es kann“ zwar zweife1baft sein, 00

ü8m OJCT_E%PD:e1ampu.tierten Kläger zugemutet werden kann,
von sei*.1em vohnort aus täglich eine mit einer längeren Fanrt

“OL1HGHC.ÜPDGiÜSStGIIG aufzusuchen oder in größerer Ent—
f.ernung von sei.nem Fami1ienwohnsitz zu arbeiten und nur am

“ocaenende zu seiner Familie zurü.ekzukehren„ Nach den Fest"

ue11vnben des LSG sind aber auch in der nia'heren UmFGOUÜE‚CGS

„owne1tes des 1109er für i_nn_geeignete■nrbeitsn]atze jn aus—
“0Mbcndcr _7a‘n_!.‚_vorhanden,
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1. Senat‚ Urteil vom 29. Juli 1958 - 1 RA 1M3/57 -BSG 83 31 = 8028 EVO @ 12ä6 Nr. 3:

Ein Hentenberwerber o.. muß sich ... auf Tätigkeiten in
abhängiger.8tellung verweisen lassen, die ihm nach seiner
Vor— und Ausbildung, seinem bisherigen Beruf und seinen
beruflichen Erfahrungen zugemutet werden können. Die Ver—
weisung ist nur mögli.ch‚ wenn eelgnete Stee]]_en‚_ o_j.e deg
lreien Nettoewerb zueanplrcn_sund :i.n_alsr0|‚nenger 3333

henn Arbeitsplätze einer bestimmten Täti 5keit, unabhängim
Von der jeweiliy gen Bescnaft1punpslage nur in so pecrnxer

3nzapl vorhanden sind da.5_si_e nraktj.sch n:icht 1ns GPH'CIL
:gllgn so müssen sie au?er Betracht ole1ce H1nnce■en iso
es ohne Podeutnng. ob eine „enügend große Zahl von Stellen.
die iür den hlä.ger in Betracht kommen? auch unbesetzt ist

}. Senat‚ Urteil vom 27. Mai 1959 — 1 RA 34/58 —
RSG lo, }} : Sozvers 1959, 262 = NJH 1959 1462:
Eine ältere .üngestel.lte‚ deren Lruerbsiahipkeit in ihrem
Berüi' nicht durch Kran kheit, Gebrechen oder Schwäche ihrer
körperlichen oder geistigen Kräfte auf weniper als di.e
%lf fnäeiner gesunden Versi.cherten herangesunken ist ist
nicht desha.ib oerufsunfähig, weil sie nicht mehr wettbe-
Werbsfähiü ist„

... Hiernach muß die Arbeitsunfähigkeit, die BU herbeifüh—
ren soll, auf einer Krankheit, einem Gebrechen ...

heruhen.
Diese

Aufzählung; ist erschöpfend; andere Ursachen,insheson—
dere solche wirtschaftlicher Art‚ kommen nicht in Betracht.
Das Lebensalter. die mangelnde Hettbewerhsfähigkeit oder
Schwierigkeiten bei der Arbeitsvermittlung führen nicht zur
EU ... Der Begriff der BU wird verkanntJ wenn zusätzlich
weitere Ernä gu.nt;en angestellt werden und die EU mit Tat—
sachen und Mögl1chkeiten, die das Gesetz nicht als Ursache

für die eingeschränkte Arbeitsfähigkeit anerkennt‚ oegrün—
iet wird

... . ‘

e_ Senat, Urteil vom 20. Dezember 1960 - & RJ ll8/59 -sec 13. 255 = SozR eve @ 12h6 Nr. 11
Ein versicherter der nach Abklingen

...
einer Typhuser«

kranknng noch dauernd an5te0Kunssranige Typhuserreße1. ausm
scheidet ..., leidet an einer Y.raniche_it 1.8. der @@12“b9
12H-7 RVG. Ist einem solchen Versicherten die .üusnutznnr
Se:i.ner .Qrbeitskraft _praktisch_ verwehrt, wei_l €i£ppF9ip€■

*T09335m051L0“3913_furr}nn_pietet. so wird. se_in Renten—
ansprucn nicht dadurch aüsgeschlossen, daß seine Arbeits—
_ahign01t durch seinen Zustand nicht beeinträchtigt wird.

Denn wenn auch bei der Beurteilung der Invalidität EU oder

EU grundsätzlich nicht darauf abgestellt werden darf. ob
einem durch ein Leiden in seiner Erwerbsfähigkeit be—
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schränkten Versicherten nach der Lage des Arbeitsmarktes
ein _ß.rbeit5platz noch zur VGl„füfun steht, so kann er
doch n10bp_gpj_Tat1qke1ten verwiesen we1den„ die ihn| we"
gen der Besonderheiten seiner kö?berLichen oder 0|Stiren
Verfassung praktz|.sch se1.bs_t unter nanst1■sien tusuuneen
night_zupann110n si.nd.

1. Senat, Urteil vom 25. Januar 1961 — 1 RA 16/59 —
de- Mitt. 1961, 1111
Vor jeder verweisung ist auch zu prüfen. ob Me
1reien Wettbewerb zug éing11.obe Aroe1tsstel1en in__

.)

99r_ Za11 vorhanden sind (BSG 5‚'311.Dabe1.151
h-1tn133en in der Bunde81epnblik auszy ;enen, desha1.b
es darauf an, daää es in der Bundesxepublik eine nenn
werte_ ß.nzah1 en.tsp 1‘ech@nder Arbeitsplätze gibt. Sind

„33331 b01tsste11en vornanden. die der Antragsteller in sei

ner durcn F.rankheit‚ 3eb1echen oder Schwäche herabgesetxw

ten 1"“1.e1osf”a.l'111‚lce1t nicht ausfü11en kann, so darf EU oder
Invalidität nicht verneint werden.

5. Senat, Urteil vom 25. Mai_1961 — 5_HHn 3/60 —
sec 11, 207, 213 : SozR REG % 46 Nr. 2:

.. E kon.mt also noch darau- an, ob_ und in welc‘ner Z_an1.

vorha
ndgni

s:i.nd‚ weiche Voraussetzung;en an dä.ese T„tigkeit
geknüpit weräen

und wie diese. eingestuft sind.

&. Senat, Urteil vom 30. November 1961 — 4 PJ 27b/57 -
BSG1e, 18 : SOZR@1216 BVDNr. 151
Ein Sebwerbeschädigter kann auch auf Arbeiten verwiesen
werden, die üblicherweise mit Hilfe des Sehw16 r1angt
werden, wenn er sie im wesentlichen auS/U1ü11.en verm3 .ß
und ihm entsprechende grpeitsp1ätge apph tat„ueh1|ch_eg—

1919113392sind»
Es muß festgestellt sein, daß sich derart'13e Ste13.en in
5enügender ■nzalil in zumutbar erreichbaren Betrieben
c-efinden

... .

&. Senat, Urteil vom 15. Dezember 1961 —
“'RJ 215/51 “

Soz-Entsch. EVO @ 12äb (C) Nr. }:

...
Grundsätzlicn ist die Unmov1lcn/e1t für den sichern

ten_ an seinem bi.sheri een Oh■0Pb_999E_l■ 999999 Oil—me1
Um;abun=a Arbeit zu_ finden‚1‘ür_ die Frage der EU und BU
ohne_ t1n11uß

"@"

&. Senat, Urteil vom 15. März 1962_— “ RJ 199f?1 f„_ „see SozH EVO % 1247 Nr. 5 : SGD 1962, 112 : DEU 1993. 95
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Dieselben Überlegungen, die bei der Beurteilung des Vor—
liegens von BU bzw. Frühinvali.dität seit Jeher dazu Le—
führt haben, eine Verwe:isung_ auf_ eine %bl“k@lb ni.cn_t
'ET. Anlasst zu halten-_fnr d:i.é e.i.n dem allremennen Hett—

---\„. n--_„-_..n—-....——...._.

bewero_ zuren3110ncs Argegtsfeld nicht _nestehL PTRVA schon.
in 1N1.907 u65; Jantz/Zne■ß %..2h6 3vbAnn”. 2 o), DÜS—
sen auch nier du1cngreii‘en. Beide Rentenarten sollen den
Rusfall des dem VErsicherten durch Erwerbstätigkeit nicht
mehr erreichbaren höheren Einkommens ausgleichen.

at Urteil vom 25. September 1962 —5 RNn 17/60 -Sen ‚8, 56 : SOZR HKG @ 46 Nr. 72E
L“

! U
}

SG *_
‚.H

Wenn es am Wohnort des Versicherten keine — offenen oder
beset333n— Arbeitsplätze für Verweisungstätiekeiten 510t,
muß sich der Versicherte ‚edchells ßroe315monlicnlclLer
in der_ Umpebunn se.Lnes UohnorLcs entgegenhalten .Lassen,

“wenn_ er_ s_ie nach den bestehenden Verkehrsverh=anissen

n nac„ seinem Cesundheitszuste nd ggfspphen kenn,

Üie Sätze 2 der 1bs. 2 der @@LG RKG und 12L6 RVG lassen
Jedenfalls in ihrem ersten Teil eine Einschränkung der
‘ferheisbarkeit nur insoweit erkennen, als die Uerwei.su■■S—
Cätiskeiten den Kräf ten und FLhigkeiten des V&‘siCherten
entsprechen müssen; es komm‘L danach nicht de.re.nf an, ob

es r.ür diese $„L1paelten f‘rei.e Arbeitsolich am_WQHHOPt
des Jersachorten g.:ibt. IsL dies nicht der Pal}. so :19'
hierfür rnnds„Lzlicn die ArblV und nj.cht _di.e RentU eine

antreten. Richtig isL allerdinigs, daß ni. Ljh_L_au.I‘ TLL
iceiten_ verszesen werden_ kann_, i‘ür die es h.ei.ne oder ke-ne

10n1cn5herxc .‘.nsahl. «or._ r301Lsnl @7en u3or?éun„‚ soi=.&1

Sie f“01 oaer Desetztp ioL Da es an; die du: on den kör—
oerli.ci en und geistigen—Zügtand des Versicherten oedinnte
Wähle Ökeiit zum Erwe1b ankommt, können nämlich nur PnL=fuctp

Len .Ln Eet1 aan kommen, die einer Lrwgrosthirxelb prak—
Lisch oi‘1enstehen_ {BSG 5, eh, 8o7'."

... Die Klägerin kann vielmehr auch auf angelernte Arbei—
ten in ende1en Wirtschaftszweigen verwiesen werden.“
D8"3P‘L'G $=Llokelten gibt es auch :Ln gen -ügender Anaenl..
Daß für die n-agerin d1e'b31'der'■ntra"5Lc]lung sonon
55 J‘ah11e alt war, möglicherreise wegen ihres Alters
bp■hL€?Lük@li@■ bestehen, in einem anderen Beruf unter—
zukommen„ ist unerheblich, denn das Lebensel.ter oder
Schnieriwkeiten oei der .Lr‘oeitevermittlung i‘üh1en ni.ch-

zur BU {BSG Urt. v. 27. Mai 1959 —1 RÄ 38/58)
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12. Senat, Urteil vom 31. Oktober 1962
—

12/5 RJ 36/60 —
SozHavo @12h6 Nr. 21 = Breith. 1963, 320 = Praxis 1963,
181, Soz.Entsch. avo @ 12h6 (A) Nr. 9:

Aus dem Umstand, daß in @ 12N6 Abs. 2 Satz 1 RVO die in
5 1254 RVG aF gebrauchten Worte "in derselben GEgend" feh—
len, ist nicht zu schließen, insoweit habe sich die Rechts"
lage für den Versicherten bei der Beurteilung der Frage
geändert, ob er auf auswärtige Arbeitsgelegenheiten ver—
wiesen werden kann.
Wenn es am N9nngrt eos Jer51cherten keine Tat1u„e1ter gibt,
durch die er nach dem Stande der ihm ve"clienenen „.'%'fte
und Fähigkeiten die gesetzliche Lohnhälfte erv.nerhen kann,
und wenn er infolge von I’rankheit nieht„f■■r■ide ist, im
Nege sog Pendeins oder im wege eines Umzu_gs an einen

anderen Oit*dj.e" sich ihm auße1halb seines Hohnertes sie-
tenden A10eitsgelegenheiten zu nutzen, deren Nutzung ihm
zum Erwe‘b der ges. Lohnhälfte verhelfen würddü;so ist
er he1ufsunfanii. Insoweit handelt es sich um die Frage

de1 “ahig£eit zum Erwero, nicht um die hiervon zu schei—
dende Frage der Gelegenheit zum Erwerb, ebensowenig um
die Frage der Zumutbarkeit, sei es der Zumutbarkeit im
Sinnedes ä12üü Abs. 2 Satz 2 RVO,.sei es der Zumutbarkeit
aus allgemeinen rechtlichen Gesichtspunkten,
Ei .ülter des Versicherten van 57 Jahren und der Besitz

eines eigenen Haus« und Gartenggrundst ücks an seinem Hohn—
ort machen Jedenfalls grundsätzlich seinen gggyg an einen

anderenOrt ais‘9‘5».‚gegeniiber-

12. Senat, Urteil vom 28. Februar 1963 _ 12 HJ the/62 -Soz.äntsch. RVO @ 12H6 (D) Nr. 2:

leidet ein Versicherter an einer abstoßenden Krankheit,
die es ihm unmöglich macht, einen Arbeitspl.atz zu erha].ten,
obwohl er nach seinem Gesundheitszustand oojek'tiv entspre—

chende Tätigkeiten verrichten könnte, so muß er als berufs-
unfähig angesehen Werden° -
Wenn es an sich bei der Prüfung der EU nach 5_1246 Abs. 2
PVO auch nur darauf ankommt, ob der Versicherte noch be"
stimmte Tätigkeii en verri-chten kann, nicht acer, ob er
einen entsprechenden freien Arbeitsplatz findet — da Ar—_

beitslosigkeit zu Lasten der ArblV geht —,so kann doch
nicht unberücksichtigt h].eihen, daß diese Vorschrift den
1nkomnensma31@en Ausgleich einer MdB zum Ziele hat und
daß daher nur so-ghe_Y3r«ensungstar1rkeitcn in Betré‘.cht
ko:nn.en können, 93e_dem_vnr51cnerten a.uch praktisch 0 'i‘en—
Sl'.0_ilen‚
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12. Senat‚ Urteil vom 28. Mai 1963 * 12/h RJ 30/60 _SozR eve @ 1296 Nr. 32 : Soz.Entsch. eve @ 1296 (B)“Hr. 291

Qgß_999„jroe1tsplatze‚ die der Klä9erin in der Textilindu—
strie in ihrer Berufssparte zu9emutet werden können, in
der Regel älteren Betriebsan9ehörigen vorbeha1.tenv;e1den
und in der_?opel stnnd39 JGSGEAL si.nd„ sch11e■t_nl0nt e.us-
die Klä9 erin aui' diese Te.ti. Ekéi. sen zu vergeisen ...Daraul, ob der Klägerin im _3nzelfall e __1Treiey_■gpgi£g—
platz nach9ew1esen werden ke.nn‚-komm_t_ es night 939 da
insoweit die ArialV einzut1eten hat

12. Senat, Urteil vom 28. Mai 1963 - 1.2/h RJ 1”2/3 —BSG 19, l“? : SOZR EVO 5 12%? Nr. 6 : Breith. 1963, 980»:
sen 1963‚ 208 : see 1969, 291 (Ehmcke):

Nicht anders als in @ 1.2H6 _D_hs.2_ PVO — und früher in
@ 125L RVG aF‘ « scheudcn (au.ch i_n @ l2ü( ■hs. 2 RUO} au.s
der Eetrachtunp: sol che Täti 91{@i„en aus. _E’_L_i‘_1__dj._6e_s___1!_l_i_1_ej._'Gg--
014120 in /ganunst nennens1eaier'/ah1

— seien sie frei.
oder besetzt

—unter__ ennahcrnu norm■len yprn\■tpjspeg_u1er
_1_1a_11ptv11(“ht EIOL, es sei denn, daß der Versicherte 2111"71111 ;
einen solchen Arbeitsplatz innehe.t

...
Der Klä9e1 kann im

übri .qen nur auf Täti9kei_ten verwiesen werden, für die es
ülheLtsnlatz an seinem %hnert oder Lh d.es_sen ■fher01

.
1 L0h zu rr01chender Umgebu.19r 9Lht. P‘s 1ürde da9es.;en

mit de■“Ö?undsatz von
Treu ■nd—612euoen unverein>ar sein;

zu terlan9eu1 daß e:in Mersicherter zur Verrichtun9 einer
.arheit von lediglich tä9lich } Stunden und zur Erzielun9
@Lnes dementsprechend 9erin9en Verdienstes an einen andem
ren Ort ve121e‘nt oder auch nur als 509 „ochcncrepennler
einen solchen Arbeitsplatz auf5u0ht Auch in dieser Be-
ziehun9_ ist die ;Tiechtsl.a9e bei der Anwendung des @ l2”-T
EVO ande15 als bei der Anwendun9 des @ 1916_3V0__(zu V5?-
.BSG in Soz.n EVO 9 12163 r. 213-—-'—--

5- Senat, Urteil vom 27. Juni 1965 —5 ern 75f60 #
Der'Hlä9er ist auch nicht deshalb Invalide, weil Stellen,
wie er sie noc‘n ausfüllen kann, nicht in ausreichendem
Maße Vorhanden sind und er daher nicht darauf verwiesen
werden kann. Nach der ‘?echtsprecnun9 des BSG (886 8. 311
35 Sowie Urt. V. 15 März 1962 — 5 HJ 199/61. — kann ein
Ve131cherter allerdin9s nur auf solche Tar1nkewtcn ver—
W:Lesen werden,. die dem a].19eme_inen lüetthewerh in? Pus■e1■
chend@m Maße ?u9a_9jich sind. fleih Arbeitsplä.tze einer
bestimmten Tat19ke1t unabhän9i9 von der jemellabcn Be—

5 na?ti9uh9sld9e‚ nur in so 9erin9er Anzahl vorhanden
sind daß sie praktisch nicht ins Gewicht feJ] en, müssen
sie außer Betracht bleiben. Da9e9en ist es ohne Bedeutu.n■:
ob eine genügend 9roße Zahl von Stellen‚ die .ür den
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-'r-

Kläger in Betracht kommen, auch unbesetzt sind ...Die Tätigkeiten, die der Kläger noch verrichten kann,
sind dana.ch in sp_].cner_ Anzahl vorhanden_,o daß sj.e 33355—
tisch;ins_ gey1cht_ fallen. Für den gesamten? fire1s der
Tätigkeiten ‘oesteht also ein dem al.lgemeinen Net tbewerb
augängliches Prbeitsfeld. Daß der Kläger mögiicherweise
Schwierigkeiten hat, derartige Arbeiten zu erhalten,
weil die vorhandenen Stellen besetzt sind, spielt dem—
gegenüber nach ständiger Rechtsprechung keine Rolle.
Das LSG hat daher durch'Verweisung des Hlägers auf die
bezeichneten ungelernten .ürbeiten das Gesetz (5 125%
EVO aF, @@12”7, 12H6 HUO nF) nicht verletzt.

1. Senat, Urteil vom 19. Juli 1963 — 1 Hß_ö/ÖO f;
SozR EVO @ 12“6 Nr. 27 (dazu Sasse SGb 1965, 136):

Ein kaufmännischer .üngestellter der im Büro arbeiten,
aber vween körperlicher Behinderung die öffentlichen
vsrkehrsmittei in den Hauptverkehrsz feiten nicht benut-

zen kann, ist nicht berufsunfähig, wenn er den Weg'zum
und vom Büro regelmäßig — z.B. — mit einem Kraftwagen

seines Arbeitgebers znrücklegt. -
Es ist eine Frage der Auslegung, ob man die Erwerbsfä—
higkeit — und sogar nur die Fähigkeit zur Erwerbstätig—
keit — schon dann bejaht, wenn der Versicherte die
Erwerbstätigkeit, dlh. die jeweils anfallenden Arbeiten
verrichten kann, oder ob man auch die Fähigkeit zur Aus—
nutzung seiner Arbeitskraft - hier die Fähigkeit zum
Aufsuchen des Arbeitsplatzes — mit einschließt ... Die
Erwerbsfdhigkeit eines Versicherten ist demnach auch
dann beeinträchtigt, wenn er seine vorhandene Arbeiten
kraft, seine Fähigkeit zur Ausübung einer Erwerbstätig-
keit, nicht ansnutzen und aus diesem Grunde keine oder

nur ggeringere Einkünfte als die in 5 23 Abs, 2.1VG
(=@12hoäbs. 2 BVG) bezeichnete Vernleichsperson er—
zielen kann. Hierzu gehört der Fa3.], daß ein versicher—
ter am äufsuch .en der_ für i_hn in Betracnt kommend.en
Ar101tsniat7e —'w„£en \F8Hkheit Oder :crnersgpw90de —
E6h1ndert oder behindert ist und 1nio*ßedeéseD “'n’“ f135"
ausi'alle erleidet.

1. Senat, Urteil vom 18. September 1963 — 1 EA “2/60 '
Soz'd EVO 5 1246 Nr. 31: '

nie bei Unselbständigen nur auf Tatigkeiten verwiesen
werden darf, für d1.e_es eine hin?61■hénd.e Zahl von
Arbeitsplatzen auf_ dem_a]]gepegnen_ßrce1tsfeid_ggDh:_

so dürien bei einer Verwezi.sung auf“ selbständige Bernie
nur solche ausgewahlt werden, die wirtsch ftL10h eine
hinreichende Lebensgründlage bieten.
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& RJ 169/62 —
4. Senat, Urteil v0m 19. August 1962 - ‘NJW19e4, 2thv:BSG 21, 257 = SOZH EVO @ 12H6 Nr. 41 II

Ein schon ].eistungsbehinderter Versicherter wird nicht
oaour01 oerufsuofah1LJ daß es an sein- :=Wohnort kei.ne
für_ ihn_ neeioneten Arbeltsqeiepenneiten „,di 1nd s:ich
ein_ bohnanrswegosei — etwa wegen erhöhtem Üietanf nandes —
I’ür 1hn nieht_ .ibhnt. Ob ein Wohnorthechsei nicht erwartet
werde1 ka nn. ist allein nacn den iatocsiandsme■imalen
des @ 12H6 Äbs. 2 RVG zu beurteilen; der darin verwendete
Begriff der Zumutbarkeit ist im Zusammenhang mit den be—
ruflichen Tätigkeiten, auf die verwiesen werden kann,
bedeutsam und erlaubt nicnt al}femein ei.ne Berücksi.che
tigur.5 von narieiallen.
D.=e Über].e5ung‚ ob sich ein Versicherter am Ort mögli—
cher Pescnaft15ungen Hohnraum zu annehmbaren Beeinpnnnen
bescnaffen kann, gehört nicht in die Prüfung des Ta tee—
standes der Eerufsunfähißkeit. Unter diese Vorschrift
=st auch nicht die n1uegun# zu bringen, ob es wirtschaft-
‘.i.ob ensebre_cht ist, zu den sich bietenden Gelegenheiten
zu arbeiten ... Das sind Umstände, die zur Lebensplannn5
des e inzelnen 5eh51en‚ wohl auch die Aufgabenbereiche der
ArniV und Sozialhilfe berühren, aber keine Ungewißheiten,
für die die RentV einzustehen hat ... Das LSG hat nicht
dar=getan‚ daß die Kiägrerin wegen i.‘nres Gebrechens oder
inio_._we_ "tä■£”9Lt außerstende seiw. öa.n" ei_nen _anderen C..

zu z_igpgg (ng3 BSG SozR svb % 1.24 Nr. 21)
...Das Gesetz bezeichnet als Ursachen

Uder
BU nur Krankhei—

ten‚ Gebrechen oder Schwächen der körperlichen oder sein
stigen Kräfte; wirtschaftliche Umstände gehören nicht
dazu

... Solci=.e Umstände können auch nicht bei der Prü—

iun5 der Zumutbarkeit (@ ].2J'b Äbs. 2 Satz 2 RVO) beach-
tet werden

...

12. Senat, Urteil vom_17. September 196ü _ 12 HJ 364/61 „Soz.Entsch. EVO @ 1246 (B) Nr. 303

Der Besitz eines eigenen Hauses und Bäckereibetriebes
hindert den Kläger nichtJ an einen anderen Wohnort umzuu
ziehen, an dem es geeignete Ärbeitsplätze fur ihn ßlDt.

@. Senat, Urteil vom 2. Dezember 1964 — & RJ 243/60 #
Soz.Entsch. RVO @ 1226 (A) nr.-15:

Anschluß an Urteil des 12. Senats vom 31. Oktober 1962

— 12,3 RJ 36‚b0 —.
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_9_

&. Senat, Urteil vom 2%. Februar 1965 „ 4 HJ 343/60 —Soz. Entsch. RVG @ 12Mb (B) Nr. 3a;

Der Tatbestand der BU erfordert nicht die Feststellung,
daß fur Arbeiten, die einem versicherten nahegelegt wer—
den, eine » örtlich und zeitlich — gegenwärtige Nachfrage
besteht.

1]. Senat, Urteil vom &. Hai 1965 — 11 RA 280/6M —
Das LSG hat festgestellt, die Klägerin könne noch einfache
geistige Arbeiten in einem Büro regelmäßig & bis 5 Stunden
sitzend, gelegentlich auch stehend und gehend ohne mehr
Pausen als betriehsüblich und ohne Schaden für die Gesund—
heit verrichten; einen geeigneten Arbeitsplatz könne sie
vielleicht nicht im Stader Raum finden, jedenfalls aber
in Hamburg; der Umzug nach Hamburg sei ihr zuzumuten.
Das LSG hat damit jedoch nicht al.].e tatsächlichen Umstände
ermi.ttelt, die für die Beurteilung der Voraussethunxen des

p_2_9_;\_bs. 2 1VGerheblich sind Fur die Ffa5w
, ob die Klä—

"eri n die gesetzliche Lohnhäl te"
— in Hamburg — er„erben

kann, ist zwar nicht von Bedeutung, ob ihr ein Umzug nach
Hamburg aus familiären oder wirtschaftlichen Gründen zu—'
_zumuten ist oder nicht; wohl aber ist insoweit erhebli.gä‚
ob der Gesundheits— und Kräftezustand der Klägerin es
zglg■}, dajß sie nach Hameurß umzieht und „dort noch i.n der
Eric“gerlrcnen Umiann gerufstatib wi.rd (Urte11e des BSG
vom j1. Oktober 1962 SozR Nr zu 9 1246 nUO und vom
19. August 1964 SozH Nr. 11 zu

2ä_12&6
eve).

5. Senat, Urteil vom 2. Juli 1965 —5 RKn 34/61 — ‚Sozn EKG @ 46 Nr. 11 : Breith. 1965, 1002 = Dev 19o6, 38
(Tannen):

Ein Epileptiker mit nur selten auftretenden Anfällen, der
im Hauötberuf ungelernter Arbeiter ... war und gesundheit—
lich noch in der Lage ist, ua Gartenarbeiten, auf die er
zumutbar verwiesen werden kann, zu verrichten, kann nicht
mit der Begründung als berufsunfähig angesehen werden,
daß ihm das Arbeitsfeld praktisch verschlossen sei.

... verstößt die .ünnahme des Berufungsgerichts, da.ß es
.für Epileptiker Arbeitsplatae wie etwa die eines Garten—
aroezi.ters auf dem alig;. Arbe_itsfe_].d_ der Bundesrepuol\k
mit einer örtlich 1ür déni {lager zumTeil Jedeni'a].lg gü.n—
Sti■eren \firt sohaftsstruktur als in Duisburg;; in ensrcrt
chender Za.h1 oibt, nicht gegen @ 1.28 SGG h.s ist nicn’c s,
ääfh1 ersicntlwcn, daß di.ese_ Annahme, jedenfalls sowei-t
sie sich au.f hp11eotiker mit nur geringer Anfa„llhauf ie—
keit bezieht, allg._ nrfahrupi w1dersprrcet Ein Versi—
cherter, der die Ge\-.ährung einer Rente wegen BU erstrebt,
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muß sich grundsätzl.ich auf das gesamte ■rbeitsfeld der
Bundesrepubl -il{ verweisen lassen. Der Kläger kann sich
nicht darauf berufen, daß nur der Duisburger Raum für
ihn in Fra ge kommt ... noti a].ls aber muß einem Epilep—
tike1 zug;emutet werd.en, si.ch nach ei_ner Wohnung i.n de1
Nähe seines Ar_bej splatxes umrusenen, um di.esen mOÜllCISL
unaeianrdet erreichen zu. Können.

“L.)

“. Senat, Urteil vom 27. Juli 1965 _ 1 HJ 275/65 -
SozR av0 @12ä6 Nr. 50:

Sind einem Versicherten noch leichte körper1101e Ar‘eiten
bis zu 6 Stunden täglich auf dem Uesamten allgeme:i.nen

Arbeitsfeld möglich und zumutbar, so kann das Gericht in
der Regel aus eiggener Sachkenntnis'feststell-en, daß es
entsprechende ßroe1}splatz in aus1ejc‘ne_nder Zahl gibt;

„e.eiscricnungen n1eruoer ÖQÜ?FE'‚GS re Welnaßig ni.c_ht.

%. Senat, Urteil vom 9. September 1965 — % RJ 2H5/65 —
0'.Entsch. RVG @ 1216 (A) Nr. 19:

dentlsc"r00unron ü_ber_ das Vorhandensein von Arbeitspletéen.
So eihi‘ach nie in jenem Fall (Urteil vom 27. Juli. 19b5
# RT 275/65 —) läßt sich jedoch im vorliegenden Streitfall
der Sachverhalt nicht aus der bloßen Berufserfahrung eines
in der Rentenversicherung tätigen Richters beurteilen ...
Unter diesen Umständen wfre zu erwarten gewesen, daß das
LSG — erforderlichenfalls nach Durführung einer Beweisauf-

ahme — näher dargelegt hätte, welche Berufe oder Berufs—
.:eige für einen Arneitseinsatz der Klägerin in Betracht
kornn.en

... '

- 1 na 275/62 _1. Senat, Urteil vom 19. November 19b5
_

: Br eith. 1966, #01:BSG 2%, 9 : SozR RVO @ 12Ü6 Nr. 55

Bei der Verweisung auch eines Schwerbeschädigten kommt

es entscheidend darauf an, ob er die Tätigkeit, auf die er
verwiesen wird, im wesentlichen anszufüllen vermag und daß

eriareeghgpgig Ariel-Panlfiazze-‚alleintaleä-9hi-ieh V‚9rhe;rl.d_eesind—-

”. Senat, Urteil vom 50. November 1
BSG an, 142 : Soz■ RVG @ 12h6 Nr. 5

: DEU1966, 188 (Tannen):

965- ’ RJ 101/62 -6 = Breith 1966, 398

Ist ein gehbehinderter Vérsicherter in der Lage, durch

eine ihm zumutbare Tätigkeit die gesetzliche Lohnhälfte
zu erz:lelen, kann er jedoch wegen seiner Behinderunpgen
di.e ■roeitsstatte nur unter Benutzung ejnes_ 1<raftfehr»
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zeu.f;ts_ erreiphen, so ist er jedenfalls dann nicht berufs—
uni‘ähi5‚ wenn ihm ein 1(raftfahrzeüä zur Verfügun5 steht,
er bereits längere Zeit K°aftfahrer ist und das Fahrzeug
ständig benutzt°

5. Senat, Urteil vom 17. Dezember 1965 „ 5 RKn llg/62 —_
BSG 2%, 181 : SozR RVG @ 12M6 Nr. 55 : SozSich 19c6; 1ho
(Schneble) : Breith. 1966, 2211 '

Bei der Vérweisun5 auf zumutbare Täti.5keiten‘ tommt_ es
5rtnd5otélicn nicht darauf' an_‚ h1eyieie \“belbgßirha
f'ür solche Lati5kciten vorhanden si.nd, es se_i_ den_nj daß
die Zahl der cntsp100benden iroeitspl tze oraxii■g
eceUeunpsios ist. Di.e Gerichte der SGD ve1letzen nicht

die Grenzen des Rechts der freien richterlichen Beweis—
i.ürdi5un5‚ wenn sie die Entscb.‚ bestimmte „rbgltsn7107e
seien ni.cht_ _nnr :i.n völ_lig unbedentenden Umi‘nnge vör1*nder

aUILPUHÜ ihrer nesgnderen'rrfabrungen @_uf _de_m_0e010t des
\”*01tiieben Lrefien‚ Pewerse da.rü._ber brauchen jeyeip;ng
_1_1_1__91_13;__e1=31013e11_gy_ __*gg_‘_cren. . .Der mla5cr 3eachtet nicht, daß sich der Versiche1te nach
% 40 Abs. 2 Satz 2 HKG‚ @ 12ü6 Abs. 2 Satz 2 EVO auf zn»
mutbare ”Tätigkeiten", d.h. auf "Erwerbstäti5iceiten"J
die er nach seinem Gesundheitszustand und nach seinen
beruflichen Fähigkeiten verrichten kann,und nicht auf
”Arbeitsplätze" verweisen lassen muß fie _kgpmt_a.l_sobei
der verweisun5 auf “Erwerostatirkeiten

...
nicht a.ber

auf die_ Zahl der V01handenen_ oder 5ar_der fre:ien Lcuert3»
p}ä■ge an. Natür.Lich besteht zwischen beiden Pe"rifien
insofern— ein unt1ennbarer Zusammenhan5, als es keine

"hr”or08tdtivkei“" - die ja ihrem Wesen nach verrichtet
wird‚ um Einkommen zu erwerben « geben kann, für die
nicht auch Arbeitsplätze vorhanden sind„ Wenn es nun
theoretisch auch genügen ma5, daß es für eine bestimmte
Tätigkeit nur einige wenige entsprechende Arbeitsplätze
gibt, so erfordert doch die faktische Anwendung d.es Ge—
setzes daß entscrechende Arbeitselätze in zumindest
nennenswerterl d. h. praktisch :LnsGew1oht 1ahl‘ender'éan]

vornenden s.i nd, wobei es unerheblich ist‚ ob diese frei
oder_ besetz t sind (v5l. dazu ESG 2]., 282 28h; BBG 19,
147 139}. Alle zumutba1en Täti5keiten k01nmen also g?Ulldv
sätzlich als Ve1weisun5gtätigkeiten in Betracht, es sei
den.1, daß die Zahl der entsprechenden Hroeitsn‘utée prakv
tisch bedeutungsles ist.

12. Senat, Urteil vom 30. Juni 1966 f 12 RJ ä4ä/61 «_
SozH RVO @ 12hb Nr. 59 : Breitb. 1966, 1012 = DKV 1967, 51
(Tannen) : SoeSich_1967‚ 5Ä (Schneble);
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Für nn5elernte Arbeiter, die ganztä5i5 und ohne sonsti5e
wesentliche Einschränkungen leichte Tätigkeiten im Sitzen
oder vorwiegend im Sitzen verrichten können, 5ibt es nach
gernyrfahrpp5_des ta5lachon Lebens dem freien Wettbewer3
zu55.n5liche .ürne2itsplätze in einer 5roßen Stadt in einer
.lnzahi die_ weder als nicht nennens_wert _(oder n i c_ht_ aus—
_reichemd) noch al_s_ 5er;in5 0°ze10hnot verdcn kann.

5. Senat, Urteil vom 1&. März 1968 _ 5 th 125/65
SozR RKG @ ae Nr. 222

Das LSG ist aufgrund seiner Ermittlungen davon aus5e5an5en,
daß es etwa 300 ■rbeitsplätze der genannten Art im Ruhrber5-
bau 5ibt,und zu dem Ergebnis gekommen, daß

...
kein zahlen—

mäßi5es Mißverhältnis zwischen befgferti5en Stei5ePn ...
und

Arbeitsplätzen über Ta5e besteht. Da es 51°undsätzlich dar—
auf ankommt, daß es überhaupt Aroertsplatze — seien sie be»
setzt oder frei — in nennens■erier _ünzs_hl i'ür eine Täti5—
keit,auf die e_n Versicherter verwie.s en werden soll 5ibt‚
würde diese_reststellun5 des LSG ninsichtlich der zahl an
sich 5enü5en. Daß es gleichwohl für einen versicherten
schwieri5 ist, einen solchen Arbeitsplatz zu bekommen, steht
der Verweisun5 5rundsätzlich nicht ent5e5en, da es sich
insoweit nicht um ein Risiko handelt, für das die RentV
n»n"tsteien hat

...
3r‘oeitsplgtze aber, die speziell zu.

dem Zweck 5escha ffen ■B?d€hféind, 3'ih5ehörige des ei5enen
Betriebs

..., die für ihren eigentlichen Beruf untau5lich
5eworden sind, nter7uoningen müssen für eine generell.e

Verweisun5 im Ra:1men des 5 46 EKG ausscheide■: ... da sie
bereits ihrem_ Ctsrikter nach von vornherein Lie.1 n_icht __fpg_
den igxkggncrb_au1 dem AroeitSMarkt oestimmt— sii.nd.

...
iz‘er al_lerdings eine solEhe_Ti_imkeilwtat5aehlich verrich—
„et, ist, wenn die Verweisun5svoraussetzun5en nach @ ü6
Abs. 2 EKG im üori5en vorliegen, nicht berufsunfä hi5.
Lediv glich die 5enerelle und hypothetische Verweisnn5 allein
ani Tätigkeiten,-für die es nur Arbeitsplätze dieser Art
in nennenswerter Zahl 5ibt, ist ausgeschlossen ... Eine
Eescnränkun5 der Verweisun5smö5lichkeit auf so.i.che Versi—
cherte denen ein Ärbeitsplatz für eine bestimmte Tä.tig—
keit zur Verfügung steht, ist dem Recht der kn HentV nicht
fremd (BSG 5,'84).

&. Senat, Urteil vom 20. Mai 1968 » & RJ 1/67 -SozR EVO 5 1255 Nr. 70: '

Zur'FPa5e der Verweisbarkeit eines selbständi5en Handwer—
kers (Inhaberin einer Wäscherei) auf eine abhan51@e Ee—
schäfti5nn5 (Leitun5 einer wäscherei»nnnahmestelle).

DeP_ÄLL_EAEPPL der Klägerin auf die genannte Tätigkeit

steht .}i'LCPi».er—:i:i._eg991 daß__es_.ap_irren l‘19i15193333an demihr
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Ehemann we5en se.1ner Berufsausübung gebunden ist, keine

501_0ne„33139311519191999911-391395119A-Für diesen 1*‘-1'l'1"■-11'11
s:1ch die K]ä5erin — nach der ständi.5en Rechtsprechung des
BSG — auch auf eine erst nach einem Wohnsi_tzwechsel nutz—
bare ■ree1ts5elegenne1t verwe:isen lassen; denn Kre.nkheit
oder Gebrechen, di.e alle in nach @ 12H6 ■.bs. 2 nvo von
rechtlicher Bedeutun5 wären, machen ne.ch den geetroifenen
Feststel1unpgen einen Ucpnsitfqecnse1 der K1äi5erin ni.cht
un1105110‘n(vgl. see 56'zii"11'ifb"5 12% Nr. 21, 111; est—Ür-;.
vom 2. Dezember 196ll — & HJ 24j,60).

&. Senat, Urteil vom éls„gß}i_igég - & HJ 511,b5 _
Der %1125e1 stellt sich ... auf den Standp1nkt der bisheri—
5en H ntsprechun5_ des BSG, nach der, wenn BU verneintveräe■£

soll, nur au1' soiche
■rpe}£splatxe verw Lesen „erden

darf, die es „ se:i.en sie i‘rei oder besetzt —jn_gpmindest
nennenswerter Zahl 5ibt (BSG 18, 36, SozH HVO & 12üb Nr.5ü,
vg;1. .":11“1."01'1So'y'11 2731031 12117 Hrn. 5, 6).
Demge5enüber hält die Beklagte eine mehr abstrakte Betraohr
tuni:sweise für anwendbar; nach dieser ist es für die Beur-
teilung, ob ein Versi.cnerter berufsunfähig ist unerheb—
1.Lch, ob „1beits relegenhe1ten, die er mit der ihm verb.Lie«
benen Le stuncs1an11V01t noch ausführen kann — Irei oder
besetzt —, yg}bapdgg_gigd Für die Entscheidung der vor—

Stellungnahme
zu diesem me1nungsstreit weil der 1eneß in

jedem Fall ie die 5eset z1.ichen Voraussetzungen der EU nicht
er1 ü11t. Von der abstra1cten Betrachtunggsweise der Bekla5—
ten her erklart sich dieses Ergebnis von selbst; denn die
dem Hlä5er_ verbliebene Leistun5sfähi5keit erlaubt es ihm,
0 Stunden täg.lich zu arbeiten und dadurch die Häl“1ze des
Lohnes eines :1nm ver5leichbaren Versicherten zu erzielen.
Wenn er dies nur man5els 5eei5neter Arbeitsplätze nicht
könnte, so ist das von dieser Hechtsauffassnn5 her uner—
heblich. Zu dem gleichen Ergebnis führt aber auch die An—
wendung der bisheri5en Rechtsprechung des BSG auf die vom
LSG getroffenen Feststellungen. Nach ihnen hat es 1965
für Versicherte mit einer Beschränkung der Erwerbsfähi5w
keit. wie sie beim K1ä5er vorliegt, al]-ein im Haume Großn
Hambnr5 me1.7eitarneitsPlatae, die auch dem f1eien Hett—
hetero 7ug Ein5lich waren, in. einer Zahl von O, “ 0/00 von.
5Q9151 5e5eben. Das waren über 200 ürbe:1ts5eler ?enhei.ten_.
Di.ese Zah_l ist nicht so 5erin5. da_ß_sie nicht nenrengjtxt

"1V " '— '-"'oder nrnl__cTzisc?1beoeuumß1os wäre {Vgl. BSG 50211 ..-r. 5%
zu 1 .1246 HVOÜ‘.‘Sie 1:1e5t so_1115“1m Bereich des reche]-ich
Bedeütsameng daß der Senat sich nicht veranlaßt sieht, im
Rahmen des vorliegenden Hechtsstreit5 den von der Hecht—

spreohung aufgestellten Begriff "nennenswert” näher abzu—
grenzen ... Der ... Auffassung, daß die Arbeitsvermittlnn5
in der Lage sein müsse, dem Versicherten einen entspre—
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chenden Arbeitsplatz zu verschaffen. ist der Senat nicht
gefolgt. Schwierigkeiten bei der Arbeitsvermittlung füh—
ren für sich allein, wi.e in ... BSG 10 }} ... aus;;espro—
ehen‚ nicht zur EU. Es genügt_ die Moglichkeit der ver—
M1LL1UÜU eures

Arnejtsplatges durch die Arbe.Ltsvexwaltung.
Eine solche Mög1i.chke.Lt i.st"ä:Jer vorhanden, wenn ... di_e
für einen leistun95‘emindc ten veisiCherten in Betracht
<emmenden ■roeltsllatae dem freii.en We„„oewerp zur Uerfü—

3un;i stehen. '*""'

Die ‘1nterschjledliche Rechtsprechung der Landessozialn

gerichte läßt sich durch folgende veröffentlichte Ent—

sche:i.dunagen belegen, die in ihrer zeitlichen Reihen—
folge wiedergegeben werden.

LSG Nordrhein—Westfalen, Urteil vom 50. Mai 19589
Soz.£ntsch. BBG @ Ho Nr. 23

Der Umstand, daß der Kläger diese Tätigkeiten möglicher-
weise nur mit Schwierigkeiten oder evtl. auch überhaupt
nicht praktisch erhalten kann. ist für die Frage seiner
EU nicht ausschlagg ;ehend, da die Täti.gkeiten an_ sich
immerhin in einem solchen Umfan_g_zur Verfuvun 539993,
da_H__eine_ Uerrcwsun _dareui hi er erf‘olfgen _k_a___nn.

LSG 3aden—h'ürt temoerg‚ Urteil vom 1.8. August 1959,
Breith. 1959, 999

Verszic1erter‚ der in seiner Berufsgruppe (hier Chemo—
hniker) wegen seines Gesundheitszustandes nur noch
che ürheiten verrichten kann, für die nur wenige ß.r—_

geplatie verwenden _sj_nd, ist oerufsun1anif

_i1

0

O.

H
am

W
LÜ

1"
"

i""
05

'?

LSG Rheinland—Pfalz, rechtskräftige3 Urteil vom 28. Okt0«
DSP 1959;

„Mitt. Ruhrkn. 19e0, 71 : Soz.Entsch. HKS @ ä6 Nr. ng

Der Umstand‚ daß der L.‘ohnort des 10ägers 10 km von der
nächsten Bahnstation ... entfernt liegt und werktagsmor—

gene die nächstgelegene größere Industriestadt mit Post—
bus und Eisenbahn nicht bis 8 Uhr erreicht werden kann,
ist für die Vérneisung ohne Bedeutung Bei der Beurtei-
lung der E:err sfähigkezit eines Versicherten i.st nämlich
nLcht die konkrete Mögli w.chleit einer Beschaftlßun aus_—
sch}? hbeuend Lup—ch Verwelsvpp wjrd Vielmehr nur vorgpsm
T_:esctat. daH_ ein__dem Uettoe1ero zuganglrcnes allgemeines
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ürpeitsfe_1.d_ beste_ht (BSG—Urt. V. 1}. Mai 1958, 802. Entsoh.
Nr. 2 zu 5 1.254 RVO aF). Bei den ... angeführten Beschäf■
tigungen handelt es si.ch nicht um Arbei.tsplätze, die ihrer
6.rt nach aosolut gesehen nur selten vorkommen.

LSG Niedersachsen, Urteil vom 1}. Januar ].
Breith. 3.960, älö : Soz.Entsch. eve @ 121.6

_Revisionz } RJ 56/60:

960.
(33)er.6‚

Nach neuem Recht kommt es für das Bestehen von EU nicht
mehr darauf an_, op_ in der für den Versicherten erre.i.ch—
baren Geneend Arbe:|. splat/c Üaeßhaupt vorhanden s.i.nd.—

‚__... __...—

Einem Zuckerkrannen, für den es an seinem ohns1tx und.
in dessen nichster Umgebung keine geeigneten Arbeitsplätze
gibt, steht Rente wegen EU nicht bereits deshalb zu, weil

er wegen seines Leidens den Anforderungen längerer Fahr—
ten zu den in der weiteren Umgebung seines Wohnsitzes ge»
legenen größeren Orten nicht gewachsen ist.

LSG Niedersachsen, Urteil vom 18. November 1960,
Breith. 1901, 129 : Soz.Entsch. RVO @ 12Ä6 (B) Nr. 8,
;1evision■l RJ 581/60

Eeruht_ das Unvermögen eines versicherten, eine ihm an si.ch
‚amutoare “rbe1tsstatte ”GFG1Maß1P zu erreichen, auf dem
H|Glbaiten ?ustanac seiner_ &orner110nen nraiue, ohne daß

aui die
auswärtige

■roe1tsgelegenneit unzulassll__Üie in
der UV, so bilden auch in der 1entenvcrs'cnerl irbe:Ltsv
stätte und Arbeitsweg eine Leoenseinheit.

LSG Nordrhein—Westfalen, Urteil vom 16. Januar 1962,
SozSieh 1905 Hechtspr. Nr. 14633

...
Zur Beantwortung der Frage nach der EU

...
hat das_

Gericht schließlich zu entscheiden, ob die .-.
in_aussicht

|:_eno.nmenen üroe1ten
...

sozial Mzumuthar und sch].a.eßlu.cn

ob sie au1 dem al-1.gemezlnen Aroe1tsmarkt auch in nennens—

peytey Z'ah].vo??1anden sind ...

LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 8. Oktober 1962.
Sos.Entsch. EVO @ 12H6 (A) Nr. 262

Eine Verweisung des versicherten auf einen Beruf, für den
es in__uer Bundesreoyolgk keine „roe1tsp1at/e :Ln nennens;
e1tem Umfang g:ibt, ist ebensowenig ruless3p (BSG Urt. v.|

25. "Januar 1961 — 1 RA 1.6,59 —) wie die verweisung aui'
M1°eits möglichkeiten im Ausland.
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LSG Nordrhein—Westfalen, Urteil vom 7. Dezember 1962,
Breith. 1963. 700, Revision: & RJ 89/63-

Vermag sich ein des Lesens und Schreibens nicht kundiger,
am linken Unterschenkel amputierter Ukrainer in der deut—'
schen Sprache ausreichend auszudrücken und ist er trotz

dieser Mängel ab 19Ä8 10 Jahre als Hilfserbeiter versi—
cherungspflichtig tätig gewesen, so kann er auf sitzend.e
bstühdige Tätigkeit für nnge1ernte männ1icne Arbei_tskrä.fte
zumutbar ver .iesen werden. Derart1ge ■“081tsp1jtze sLnd
nichtlin so e;erinve1 .ß_nzahi_ vorhanden, daß s.i @ pra£thcn

g.‚._-_ ___-.,..- ‚___-_„_

LC
„_ 99110ht i'al_1en würden_ ohne daß diesHOZUJJICh

1_T ___- -_‚.„„.

_____
Sacnvor.;tand1venoei _e_.1s_e_zu_e1*h_e_behrbrfmchte

.;;_
_h

j|

LSG Nordrhein■Westfalen‚ rechtskräftiges Urteil vom
51. Mai 1965
SozSich

1902

, Rechtspr. Nr. 1TOO/III:

... Ein versicherter kann sich nicht mit rfolg daranf
berufen. daß er bisher noch keine Tätigkeit als Scrt3.erera
.'.e.cker oder ähn1icher Art gefunden habe. Es ist all.gin__
n„ce1ts m. pp_arn_ dohnort_des_vlagers oder 1r_dgr_ggheren
Üm„onr€ derart1i. ge Aroe1tsp]atze. se:i.en sJ.e frei oder
“30101.7L.J in wenupcndem Maße vorhanden sind. Das ist im
.1uhrgebiet der ‘a11.

SG Baden—Hürttemberg, Urteil vom 10. Dezember 1963,

‘ it
1-
.Bl i'h. 196%, 385, Revision zugelassen;

BU Rente ist schon dann zu versagen, wenn am Mohnort des
Versicherten oder in der erreichbaren Umgebung Vollarbeitsr
p15itze nechg :euiesen sind, auf die der Versicherte zumutbar

verue isbar ist. nicht erforder]ich ist‚ daß diese Arbei.ts—
p1ätze auch :Ln nisreLcnendEr Anzeni e_1_s Ste‘ien mi_t verm—

-_-.--_.—-.-....__ ..—--

nur?tcr‚ de1 Lno|v10Ue1ien Je1stnn”stihr Korb 8■ßei 33er

Ä"GOlLSAGIÜ nnüeboien verden konnen.

1seohs@1‚ rechtskr. Urteil vom 20. Februar 1961,
„964, Hechtspr. Nr. 1700/13

Arbeitsrlätze, auf denen 1eichte Schlosserarbeiten ohne
schweres Heben nnd1?agen und abwechselnd. im Sitzen und.
Stehen zu verrichten sind sind nur in äußerst beschränk—
tem Maße vorhanden. Diese stehen auch nicht dem fre.ien

LLbO‘”€10 au1 dem aiimemeLnen 1rbe1tsmarkt zu_'r_Verfv?"ÜP
LLnew entsprechend geschidi‚q ten Schlossez si'nd also S'chj_os-

sertätigkeiten im i‘reien Nettbehero nicht zuganglichn ‚Ein

SO geschädigter Versicherter ist berufsunfähig.
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LSGBerlin, Urteil Vom16. Oktober 196%,
ABA 1967, 70 mit Anm. von Geffers:

Auch für Männer, deren Erwerbsfähigkeit sowohl hinsicht—
lich der Dauer der Arbeitszeit als auch hinsichtlich der

Art der zu verrichtenden Tätigkeit gemindert ist, sind

E—1‘josegiiiarléiazaä-e.99999®1|9291391=ilim-“era(‚ia Berii-nl. vorhanden-

LSG Baden—Württemberg, Urteil Vom 25. Juni 1965,
Breith. 1965, 830, Revision: 4 HJ äHl/65e

Ein männlicher Hilfsarbeiter‚ der nur noch täglich höch—
stens b bis ? Stunden arbeiten kann, ist be u£sun1„hib,
nenn entsprecnende Teii_zeita1be|tsniatz in_ nennenswerter

Zanl_910nt_yprngpden sind “..Ü Der Senat sahseine—Meran"
Lassung, über diese üuskun1t der örtlich zustH.ndinen Ar—
weitererm1ttlungsbenorde hinaus weitere 1nzeierm1ttlung n
über etwa im Raum K. vorhandene Teilzeit Arne1tsplatse
angestellen.“

LSG Berlin,_Urteil vom 30. Juli 1965,
DängUers i9bb, 50 mit im Ergebnis zust. Anm..v. J. Meyers

Ein Versicherter, der in seinem oisherigen Beruf noch täu«
lich # bis 5 Stunden arbeiten kann, ist nicht neru_fsunfä-
big. Eine Prü1ung,_ ob der verminde15en [e|st1n'sF hi" zeig
des uolslchen ECE. ent_precnend Te|ive|terhe|tssteitcn :|n

nerncnsuer1er .■_nzan]. ani'_ oem-nrb0|ismarkt vornanden _szind,
ist &1icht crio1deriich

.":—

LSG Niedersachsen, rechtskr. Urteil vom 26. August 1905,
803.Entsch. EVO & 12ä6 181 Nr. 43 : NdsHinBl 19o6,
Rechtspr.Beil. Nr. &, 13:

Ein Zimmermann, der noch aanzte’ gig leichtere bis mit tel—
schwer- Arbeiten — nicht auf Leitern oder Gerusten * ver»
richten kann, ist nicht berufsunfähig. .
... Wenn sich.die IHK H. nach Befragung von i.0 Firmen dam
hingehend äußert, daß etwa 15_ % al]er /|mmerernnbe|ts—
platze unter den oei den} lager angenommenen i.ei stungs—
Mdhiben „inscnranyunben ausgeiulit werden können und de.ß

insbeesonde1e mitt.Lere und größere Unternehmen pern der—_M
arti9 oesohankt e;insaizf „nice Arbe1tsk“efué VEPUCHÜGW=

so erscheinen hiergegen Bedenkén nicht Ü€5FUÜÖ€L ... .
Auc‘1 die Arbeitsämter B. und P. schätzen die 4ah]. der
geeigneten ■rbe1t5plätze immerhin noch auf 5 % bzw. 2 bis
3 % aller vorhandenen Zimmererarbeitsplätze, während das
Arbeitsamt 3. selbst und das Landesarbeitsamt

...
aller—

dings nur ”vereinzelt" Einsatzmöglichkeiten sehen.
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LSG Hamburg, Urteil vom 23. September 1965,
3reith. 1966, 230 : Soz.Entsch. RVO@1216 (A) Nr. 59,
Revision: 4 HJ 511/65:

Zur Frage der Bemessung eines ”allgemeinen Arbeitsfeldes
nennenswertem Umfangs" in einer Großstadt. Ein älterer
ungelernter arbeitnenmer‚ der nur bis zu 6 Stunden täg—
lich lei.c-hte ß.rbeiten im Sitsen mit der Möglichkei.t einer
Unterbrechu eng durch vorübergehende Gen- oder Stehtätig—

{ei't in geschlossenen und heizbaren Räumen verrichten
kann, darf nicht auf die abstrakte Möglichkeit einer
Erwer0stätigkeit verwiesen werden.

80 Badenwwürr ternberg‚ Urteil vom 13._Oktober 1967,

1eith. 1968, 30}, Revision; H HJ 11/68:rT
J

'f_
'i

Sowohl bei der Beurteilung der EU wie auch bei der BU
kommt es darauf anJ ob eine effektive Möglichkeit der
\e1„ortu„. des restlichen Leistungsvermögens auf entspre—
chenden Aroeitsplätzen vorhanden ist. Halbtapse.rbei.ts—
nlätze für Männer gibt es nur in sehr beschränktem Umi'ang
und nur in bestimmten Erwe1bszweigen.

3aß die Recotsprechung zu den vorgel.egten Rechtsfragen
uneinHeitlich ist, zeigen auch die Urteile der Sozial—

11ericnte und landessozzialgeri chte, die in der vorliegenden

che und die in den beiden anderen Sachen ergangen sind,

n denen der erkennende Senat durch die Beschlüsse vom

(I
)

}-
-'u

31. Oktober 1968 dem Großen Senat dieselben Rechtsfragen

zur Entscheidung vorgelegt hat. Die unterschiedlichen

Am.%?assungen der Instarazge1ichte 1.f@rden getrennt nacn

Männern und Frauen dargestellt. wobei nur die Daten der

jeweiligen Urteile und die Aktenzeichen der anhängigen

Revisionen angegeben werden;

1139993?
Das Vorliegen von Berufsunfähigkeit bejahend:

se Berlin, Qrteil vom 50. Oktober 1965
{12 HJ 250/01):

Das SG ist davon ausgegangen, daß der Kläger (geboren 1900,
Lande .rbeiter, Steinträger, Lagerarbeiter, Masch1nenoauu
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_ 19 „

und Schmiedehelfer, seit 1948 Hachpolizist) auf unge—
lernte Tätigkeiten verweisbar sei und noch halbtags

leichte Männerarbeit verrichten könne, die keine er—

höhten geistigen Anforderungen stelle und manuelle Ge-

schicklichkeit sowie normale Hörfähigkeit nicht_voraus—
setze, und während der nur kurze Wegstrecken zurückzu—

leßen seien. Für das eingeschränkte Leistungsvermögen

des Klägers seien Arbeitsplätze — z.B. be5timmte Pfort—

nerstellen —an seinem Hohnsitz (Berlin) in nennense
wertem Umfang vorhanden. Es sei dem Kläger aber nicht

möglich, durch die für ihn in Betracht kommenden Tätige

keiten noch die Hälfte des Lohnes eines iLm vergleich-

baren gesunden Versicherten zu verdienen, so daß er im

Sinne des @ 12H6 Abs. 2 EVO als bernfsunfähig anzusehen
sei.

LSG Berlin,_Urteil vom 6. März 196%
(12 na 250/bü):

In derselben Sache hat das LSG dem Kläger die Rente weßen

Berufsunfähigkeit deshalb zuerkannt, weil es Arbeits—

plätze, die seinem eingeschränkten Leistungevermögen ent—

sprächen, auf dem Berliner Arbeitsmarkt nicht 86b8- Der

Kläger, der überwiegend ungelernte Beschäftigungen aus—

geübt habe, sei auf Tätigkeiten des allgemeinen Ärbeits—

feldes zu verweisen. Er könne nur noch leichte körper—

liche Männerarbeiten halbtags, vorwiegend im Sitzen in

geschlossenen Räumen verrichten. Die verweisung auf die

dem Kläger zumutbaren Tätigkeiten setze aber voraus,-daß

sie auch im freien Wettbewerb zugänglich seien, Wobei

es nicht darauf ankomme, ob die entsprechenden Äfbeit8—

stellen'zur Zeit besetzt oder unbesetzt seien {Hinweis

auf BSG 8, 31). Auskünfte der irbeitsämter II und III

Berlin sowie der Zentralstelle der Berliner Arbeitgeber-

verbände und des Gewerbeaufsichtsamtes (Entgeltüberwa—

chung für Heimarbeit), die das LSG in anderen Streit—
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_20_

sachen eingeholt habe, hätten ergeben, daß für nur noch

beschränkt verfügbare männliche Versicherte (2.8. für
Arbeiten für täglich & bis 6 Stunden bzw. für leichte

Arbeiten im Sitzen für täglich 6 Stunden} Arbeitsplätze

nicht oder in nicht nennenswertem Umfang oder nur in

bedeutungsloser Zahl zur Verfügung stünden und daß etwa

vorkommende Teilzeitbeschäftigungen nur wegen besonde—

rer Umstände auf Grund langjähriger Betriebszugehörig-

keit oder nur als gelegentliche Aushilfen aufrechterhal—

ten und in Heimarbeit Männer nur wenig beschäftigt würden,

Das Vorliegen von Berufsunfähigkeit verneinend:

SG Duisburg, Urteil vom 18. Äugust 1965
(12 HJ 368/66);

Das LSG hat dem Kläger (geboren 19l0, gelernter Metzger,

seit 1028 Tiefbau- und Platzarbeiter, seit 1953 Hilfs—

scblosser, Betriebsarbeiter, Nerkhelfer und seit 1938

— bis zur Übernahme in das Beamtenverhältnis als Lok»

heizer im Jahre 19üi - Aushilfsheizer bei der damaligen
Deutschen Reichsbahn) die Rente wegen Berufsunfähigkeit

versagt, weil er auf einfache Hilfsarbeitertätigkeiten

verwiesen werden könne und noch in der Lage sei, mit

dem ihm nach ärztlichem Urteil verbliebenen Leistungs«

vermögen durch leichte, weniger verantwortungsvolle

Tätigkeiten während höchstens 6 Stunden täglich als

Pförtner, Sortierer, Fahrradwächter und waschraumwärter

auf dem allgemeinen Arbeitsfeld mehr als die Hälfte der

Einkünfte eines vergleichbaren gesunden Versicherten zu
erzielen. Auf die Frage, ob es'derartige Arbeitsplätze:

die der Kläger noch ausfüllen kann, gibt, ist das SG

nicht eingegangen.
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LSG Nordrheianestfelen, 1%. Senat, Urt. v. 2“. Juni 1966

(12 HJ 388f66):

In derselben Sache ist des LSG davon ausgegangen, der

Kläger sei als Aushilfsheizer einem Üersicherten mit

einem anerkannten Anlernberuf gleichzustellen und müsse

sich auf alle Tätigkeiten des allgemeinen Arbeitsfeldes

mit Ausnahme derjenigen einfachster ■rt verweisen lassen.

Er könne noch leichte körperliche Tätigkeiten vorwiegend

im Sitsen in geschlossenen Räumen ohne schwere Verent■

wortung für die Dauer von & bis 6 Stunden täglich regel—

mäßig verrichten und demnach 2.3. noch als Werkzeugausm

-geher für gewichtsmäßig leichte werkstücke, als Montie-

rer von leichten Gegenständen, als Zählerableser in

Hontrollräumen oder als Wächter arbeiten. Diese Beschäfn

tigungen höben sich aus dem Kreise der einfachsten Tätig—

keiten hervor. Die vom BSG im Rahmen des 5 1247 EVO ge—

forderte Prüfung, ob-und in welchem Umfang Arbeitsgele—

genheiten für die noch in Frage kommenden Tätigkeiten

vorhanden seien, hat der erkennende Senat für nicht

notwendig gehalten. Er hat hierfür äuf sein —die Recht"
.sprechung des BSG.ahlehnendes — Urteil vom 19. Oktober

1965 Bezug genommen (veröffentl. in Breith. 1966, 22%}.

Die dort für die-Feststellung der Erwerbsunfähigkeit

entwickelten Grundsätze hätten erst recht in den Fällen

zu gelten, in denen lediglich eine Rente wegen Berufs—

unfähigkeit begehrt werde. Denn auch hier komme_es nur

auf eine ursächliche Verknüpfung zwischen den Gesund—

heitsstörungen und dem verlust der Fähigkeit zum Erwerb

von mehr als der Hälfte der Einkünfte eines gesunden

Versicherten an (Hinweis auf BSG 10, 33). Im übrigen

hat der Senat - wörtlich übereinstimmend mit seinen

Ausführungen im Urteil vom 10. Februar 1967 an 5 12h?

RVG (Revision anhängig unter Az. 140/67) — gegen das

zwischenzeitlich ergangene Urteil des 5. Senats vom

1T. Dezember 1965 — 5 Rhn 112/62 — (BSG 2%, 181 =
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SozR RVO @ l2ü6 Nr. 5% = SozR RUO % 12“? Nr. 12 : BPeith.

1966, 22i) folgendermaßen ahlehnend Stellung genommen:

”Soweit das ESG durch Urteil vom 1?.12.1965 (Breithaupt
1966, 221) darauf hingewiesen hat, die Gerichte der
Sozial"ericnts‘arkeit könnten wegen ihrer besonderen
henntnisse und Erfahrungen auf‘ dem Gebiete des Arbeits—
lehens unbedenklich und ohne Beweiserhebung die Fest—
stellunq treffen, ■rbeitsplätze der hier in Betracht
kommenden Art seien nicht nur in völlig unhedeutendem
Umfang vorhanden, wird die grundsätzliche Meinung des
Senats, daß es auf das Vorhandensein von Teilzeitarbeitsa
nlätzen nicht ankommt, nicht beeinflußt. Dabei kann uner—
örtert bleiben, welche Bedeutung dem Wechsel der Ansicht
des BSG zukommt, das früher angenommen hat, Arbeitsplätze
müßten in zumindest negnepgyegtgr Zahl vorhanden sein,
während es im Urteil rom lT.J_2 1965 meint, solche
irheits*nlätze dürften nicht nur_ in völ.lig unoedeutendem
Umfang: gegeben sein. Mit dieser koscrnachung Von tatsä.ch—
lichen Joraussetzunnen ist das Problem jedoch nicht zu
lösen, denn auch die Frage, ob es Arbeitsplätze bestimm-
ter art in nicht nur unhedeutendem Umfang gibt, ist aus
den vom Senat im einzelnen im Urteil vom 19.1.0.l965
abgehandelten Gründen nicht beantwortbar.

Sie kann insbesondere nicht mit "besonderen Kenntnissen
und Erfahrungen der Gerichte der Sozialgericht sharkeit
auf dem Gebiet des Arbeitslebens“ gelöst werden. Zwar
bedürfen gemäß @ 291 ZPO, der gemäß @ 202 SGG auch im
sozialgerichtlichen Verfahren anwendbar ist, Tatsachen,
die bei dem Gericht offenkundig sind, keines Beweises.
Zu diesen offenkundigen'Tatsachen rechnen sowohl die

allgemeinkundigen, die weite, verständige Kreise für
feststehend halten, wie auch die gerichtdanu■gan 'fatsa—
chen, die der Richter kraft seines Amtes, sei es aus
früheren Prozessen oder aus früheren Sachverständigen—
gutachten ?{ennt (vgl. Baumhach, Anm. 1 zu @ 291 ZPO)«
Ei ne solche Offen‘ cundigkeit liegt aber nic- ht vor, wie
g;erade die durchgei‘ührten Ermittlungen ergeben haben.,
denn es besteht weit hin Unsicherheit darüber, ob und
in \-:elchem Umfang die hier in Betracht kommenden Arbeits—
plä tz @ vorhanden sind.

Soweit das BSG mit dem Hinweis auf die "Erfahrungen" an—
daden wollte, daß allgemeine Erfahrungssätze, die der
Lehenserfahrung oder der Fachku-nde entspringen, die
Feststellung des Vorhandenseins der Arbeitsplätze erüb—
rigen.oder erleichtern könnten, muß wiederum auf das
bereits Gesagte verwiesen werden° Darüber hinaus kann

es sich bei den Erfahrungen der Gerichte der Sozial—
gerichtsharkeit nicht um die Kenntnisse eines Gerichts
als einer Behörde, sondern immer nur um die Kenntnisse
und Erfahrungen der Mitglieder der einzelnen Spruch—
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körper handeln. Daß dazu in den Tatsacheninstanzen
außer den Berufsrichtern auch die ehrenamtlichen Bei“
sitzer gehören‚ bedarf keiner Erörter1wn; Wohl aber
ist in diesem Zusammenhang bedeutungsvoll‚ daß die
Erfahrungen der Berufsrichter sich erst nach kürzerer
oder längerer Ärbeit im Beruf bilden können und auch
hier wieder davon abhängig sind‚ wie langre und auf we].—
chen den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit zu5e\.'i_e—
senen Gebieten der Richter tätig war. Außerdem können
die (möglicherweise unterschiedlichen) Kenntnisse und
Mfahrun5en der Berufsrichter sich von denen der ehrenm
amtlichen Beisitzer deutlich unterscheiden‚ je nachdem,
aus welchen Gebieten der entsprechende ehrenamtliche
Beisitzer stammt und welche beruflichen Bindun5en und
EQZZI.GMIU gen er zu den aufzuwerfenden Fragen hat. Diese
stears unterschiedlichen Erfahrungen und Kenntnisse
aller zu einem Spruchkörper gehörenden Richter lassen
es schon im alle ;eme inen zweifelhaft erscheinen, welches
nun im eirlaelnen die entsorechenden besonderen Kenntnisse
und Erfa)- in. en auf dem Gebiete des Arbeitslebens sind.
Sie müssen aber sicher dann als Entscheidungsgrundlage

außer Betracht bleiben, wenn die vom Senat in anderen
Sachen und von den verschiedenen anderen Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit durchgeführten Ermittlungen zu
Rainem konkreten Ergebnis geführt haben. ..."

beim, Urteil vom 1). März l96'
‘/65)3m

m

Das SG hat die Entziehung der Rente der Klägerin (gebo—

ren 191%, Hausgebilfin, Landarbeiterin) für nicht gerecht—

fertigt erklärt. Es hat nur geprüft, ob sich der für-die

Rentenbewilligung maßgebende medizinische Befund geändert

hat. Es hat eine wesentliche Besserung der gesundheitli—

chen Verhältnisse der Klägerin als nicht nachgewiesen

ngesehen.

LSG Niedersachsen, Urteil vom lü. Oktober 196%
_ _(12 HJ 82/65; veröffent_. Nds■inBl 19b5‚ nechtspr.ße11.

Nr. 3‚_10 : SozEntsch @ 12üb (A) Nr. hl :
zrs 19e5, ?r53)

In derselben Sache hat das LSG angenommen, daß in den ge—-

sundheitlichen Verhältnissen der Klägerin eine Besserung
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